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Bericht ilcs »otksmirthschaMcheu Ausschusses
über die

Sjkgtmtttgsbürlage eines Gesetzes über Henützung, Merlung und Abwehr 
der GeLvlrsser.

Hoher Landtag!
Schon in der Landtagösitzung vom 12. Februar 1866 war, anläßlich eines zur Begutachtung an den Landtag 

Krains gelangten „Wasserrechtsgesetz-Entwurfes für alle im engern Reichsrathe vertretenen Länder ohne das lombardifch- 
venetianische Königreich" unter Hervorhebung der Kompetenz der Landesgesetzgebung in diesem Gegenstände, das Ersuchen 
an die k. k. Regierung gerichtet worden, in der nächsten Seffion den Entwurf eines Landesgesetzes über Benützung, Leitung 
und Abwehr der Gewässer im Herzogthume Kram so wie den Entwurf einer Fischerei-Ordnung dem Landtage zur verfassungs­
mäßigen Behandlung vorzulegen.

Die nunmehrige Regierungsvorlage erfüllt dieses Begehren, nachdem vorläufig durch das Reichsgesetz vom 
30 . M ai 1869 R . G . B l. N r. 93 die verfassungsmäßig der Reichsgesetzgebung vorbehaltenen Bestimmungen des Wasser­
rechtes festgestellt worden waren. Diese Feststellung behandelt bekanntlich die rechtliche Eigenschaft der Gewässer, die rechtlichen 
Beziehungen ititd Einschränkungen für die Benützung der öffentlichen —  die besonder» Rechtsnormen für Benützung und 
Leitung der Privatgewässer, —  ferner die allgemeinen Rechtsverhältnisse mit dem eventuellen Zwangsprinzipe zur Bildung 
von Wasser- (Schutz- oder Nutz-) Genossenschaften, so wie endlich die Beitragspflicht der Privatbesitzer zu den öffentlichen 
Wasserbauten.

W as eigentlich Landes-Kulturfache in Beziehung auf die Gewässer Krains ist, bildet den In h a lt des nun zu 
votirenden Landesgesetzes.

D er Ausschuß erachtet sich einer weitern Erörterung über die Notwendigkeit eines das Wasserrecht umfassend 
regelnden Gesetzes enthoben, nachdem alle beseitigten Besitzer, nicht minder auch Fachmänner nnd insbesondere Juristen 
über die empfindlichen Lücken der bisherigen Normen einstimmig sind.

Indem  also der Ausschuß sofort in die Berathung der Regierungsvorlage eintrat, fiel es demselben zunächst
auf, daß sie in den §§. 1 bis 14, 27, 36, 37 , 39 , 51 , 52, 53 , 56 , 61 und 64 den W ortlaut der bezogenen §§. 1 biü
1 4 ,  1 5 , 1 6 ,  1 7 , 1 9 , 2 6 ,  2 0 ,  2 1 ,  2 2 ,  23 und 24  des Wasserrechts-Reichs-Gesetzes ausgenommen hatte.

D ies schien dem Ausschüsse vor Allem vom gegebenen legislativen Standpunkte wegen der nothwendigen A us­
einanderhaltung der zwei verschiedenen Legislations-Sphären und Materien des Reichsrathes einer- des Landtages anderseits 
geradezu unzulässig, während etwaige Rücksichten auf Klarheit der Gefetzestextirung und auf vollständige Bereinigung aller 
wafferrechtlichen Gesetzbestimmungen in Ein Gesetz jenen prinzipiellen Bedenken weichen müßen.

Offenbar gehören Reichsgesetzesnormen nimmermehr in ein Landesgesetz; —  ihre Aufnahme in dessen Gesetzes­
vorlage involvirt die nothwendige Konsequenz ihrer geschäftsordnungsmäßigen Behandlung, also des Rechtes sie auch zu 
ameudireu, zu ändern, aufzuheben, — was Alles weder gemeint ist noch gemeint sein kann, —  somit zu einem innern 
Widerspruche der That und der Absicht führt. Anderseits würde selbst die ungeänderte Annahme dieser Reichsgesetznormen 
im Landesgesetze, dieselben zu Landesgesetznormen stenpeln und daraus sofort wieder einem Konflikte das Thor geöffnet 
werden, wenn man Aendernngen sich vor Augen stellt, welche die Reichsgesetzgebung an jenen Reichsgesetznormen in der 
Folgezeit belieben sollte, wo dann die Frage entstände: Welchen Einfluß hat dies auf die gleichlautende, mittlerweile auch 
Landesgesetz gewordene Anordnung.

Aus diesem wesentlichen Grunde (überdies aber weil auch weder die nothwendige Klarheit des Landesgesetztextes 
seine Cumulirung mit dem Reichsgesetze fordert, noch die erwähnte Vollständigkeit des Gesetzes ganz erreicht würde, da ja 
auch andere Anordnungen, z .B . des A. B . G . B . sonst wörtlich ausgenommen werden müßten;) beschloß der Ausschuß die 
erst erwähnten §§. der Regierungsvorlage zu streichen und jene sonstigen stilistischen oder Textänderungen vorzunehmen, 
welche durch die ledigliche Berufung des ReichSgcsetzcS und seiner einzelnen §§. Zahlen erforderlich wurden.

Auf solche Weise siel der I. Abschnitt der Regierungsvorlage gänzlich, und rückten deren folgende Abschnitte II. 
III. IV. V. und VI. in der Nummernbezeichnung ihrer Vorgänger ein.

Einen VI. und beziehungsweise Schlnßabschnitt endlich seines Gesetzentwurfes bildete der Ausschuß aus den Eingangs- 
Artikeln I. II. III. der Regierungsvorlage, nachdem dieselben offenbar nur ein Theil des ganzen Gesetzes selbst und sachgemäß, 
so wie sonst üblich die Schluß- §§. zu bilden hatten, nämlich die Bestimmungen über Zeit der Wirksamwerdung, Aufhebung 
der bisherigen Gesetze usw.
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S o  entstanden die 80  §§. des vom Ausschüsse geänderten Gesetzentwurfes, welchen er in seinen Schlußanträgen 
dem H. Landtage vorlegt, und es werden bei der Detailbesprechung die einschlägigen §§. der Regierungsvorlage in diesem 
Bericht per parcntlicsim angeführt werden. I m  Allgemeinen findet jedoch der Ausschuß nachfolgende Betrachtungen voraus 
zu schicken.

D a s  Grundprinzip des Gesetzes ist die Anbahnung der ergiebigsten und volkswirthschastlich richtig zu vertheilenden 
Ausnützung der Gewässer für Landeskulturzwecke überhaupt, und zwar der landwirthschastlichen nicht weniger als der gewerb­
lichen Produktion, dann die ergiebige und thunliche Anwendung von Schutzmitteln gegen Gefahren oder Nachtheile des 
Wassers.

I n  erstem  Beziehung ist die befruchtende, nährende, verkehrsfördernde Wirksamkeit der Gewässer, neben der 
Noch bei Feuersgefahren, w as dieses Gesetz im Auge Hatte; —  iu der ändern Beziehung sind es theils die verheerenden 
Gewalten der Hochwässer, Gießbäche u. dgl. theils die S ta u -  und Sum pf- also bodenkultur-feindlichen Wässer, denen das 
Gesetz abhelfen soll. D aß  als M ittel zu all diesen Zwecken des Gesetzes so manche und emfindliche Beschränkungen und 
Belastungen des Privateigenthnms, sei es an Grundstücken, sei es am Wafsereigenthume selbst in Anwendung kommen und 
kommen müssen, wird Jederm ann zugeben und gerechtfertigt finden, der überhaupt ein besonderes Wasserrechtsgesetz am 
Platze findet, d. H. ein System von Normen dahin zielend, daß die Landeskultur so weit sie mit Wasserkräften zusammen- 
oder von denselben abhängt, a ls ein öffentliches Interesse geschützt, gefördert, gehoben nnd von den entgegenstehenden
Fesseln starrer Privatrechtsverhältnisse in so weit befreit werde, als letztere nicht ein selbstberechtigtes Element der Kultur
in sich tragen. —  I n  diesem, allerdings von den unbedingten Verfechtern des S atzes: „Heilig ist das Eigenthum" scharf 
angegriffenen Grundsätze liegt, was dessen richtige also gerechte Anwendung betrifft, eine große Schwierigkeit, und es war 
diese Frage eine der leitenden Hauptrücksichten für den Ausschuß bei der Detailberathuug der Regierungsvorlage.

Eben so erachtete der Ausschuß keinen Anstand finden zu sollen, als ein weiteres, wirksames Hilfsmittel des 
Gesetzes für den und zwar eventuell sogar (gegen M inoritäten) zwangsweisen Bildung der Wassergenossenschaften, Abschnitt I I .  
(früher I I I . )  int Auschlnße an die Reichsgesetzes - §§ . 20  bis 25 dann 28 Gebrauch machen zu sollen. Eine weitere Prinzipien­
frage betraf die formelle Anwendung, die Handhabung des Gesetzes oder mit ändern W orten die Kompetenz der Behörden 
in Wasserrechtsangelegenheiten.

D ie Regierungsvorlage weiset sie in erster Linie den politischen (Verwaltnngs-) Behörden zu, und zwar nach 
Ansicht des Ausschusses mit vollem Rechte, nachdem e i n e r s e i t s  die N atu r dieser Agenden, Verleihungen von Wasser­
oder Wasserwerks-Rechten, Prüfung ihrer Bedingungen aus öffentlichen Rücksichten, und die raschere, nicht bloß auf formalen 
sondern geradezu auf materielle Erkenntniß des wahren Sachverhaltes nöthige Procedur, also der Hauptzweck des Gesetzes 
aus die Aktion der Exekntivorganc geradezu hinweiset,

a n d e r s e i t s  aber der G efahr von rechtswidriger Einmengung in Privatverhältnisse sowohl durch den §. 66  
(88 ) als auch dadurch vorgebaut ist, daß nach Art. 15 des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt § . 53 (75) 
zweite Alinea der Rechtsweg über Entschiede der politischen Behörden in Privatrechts-Streitpnnkten Vorbehalten ist, —  jener 
vorläufige Entschied aber durch die ihm zum Grunde liegenden Erhebungen und Erörterungen doch in der Regel die 
Parteien so aufgeklärt haben w ird , daß ihnen selbst der weitwendige, sormenauswendende und kostspielige Rechtsweg 
entbehrlich erscheinen, daher in der großen M ehrzahl der Fälle wohl aus freiem Entschlüsse erspart bleiben dürfte.

W enn endlich entgegen dem schon erwähnten Beschlüsse der Landtages vom 12. Februar 1866  nnd dem damaligen 
Gutachten desselben, es soll dem Wasserrechtsgesctze ein eigener Abschnitt „von der Fischerei" eingeschaltet werden, weder 
die Regierungsvorlage, noch die Anträge des Ausschusses entsprochen haben, so lag , weit entfernt zu verkennen, wie auch 
dieser Produktionszweig in Kram einer gesetzlichen Fürsorge Werth sei —  im Gegentheile die Erkenntniß v or, daß wenn 
auch die Fischerei im Allgemeinen zu den Gegenständen des Wasserrechtes zähle, das Fischerei-Recht sich doch meist als ein
von dem Rechte ans das Wasser ganz unabhängiges entwickelt hat, und nicht das Wasser, sondern die in demselben lebenden
Schiere zum Gegenstände hat, daß anderseits der Ausschuß nicht im Besitze des erforderlichen M ateria les, oder der Zeit, 
sich solches zu verschaffen, ist, um das Wasserrcchtsgesetz im eben besprochenen S inn e  zu ergänzen zumal noch S eitens der 
k. k. Regierung Andeutungen gegeben sind, daß auch das ihr diesfalls vorliegende M ateriale der Vervollständigung und 
Feststellung bedürfe.

Auf keinen Fall könnte, bloß um dieser Vereinigung beider M aterien willen in Ein Gesetz, es gerechtfertigt
erscheinen, das Zustandekommen des allgemein willkommenen und entschieden wichtgeren Gesetzes über die Wasserrechte, auf
eine nächste oder vielleicht zweitnächste Session des H. Landtages zu verschieben.

D er Ausschuß erachtet daher den Bedürfnissen nach einem Fischereigesetze vor der Hand mit dem Ersuchen an
die k. k. Regierung zu genügen, sie wolle dem Landtage in der nächsten Session einen Gesetzesentwurf hierüber zur verfas­
sungsmäßigen Behandlung vorlegen.

Uebergehcnd nun zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfes, hat der Ausschuß hiermit nur jene 
S tellen  beziehungsweise §§ . besonders hervorzuheben, in welchen er eine Aenderung der Regierungsvorlage zu beantragen 
erachtete, wobei er sich in Betreff Translocirmig der Eingangs-Artikel I .  I I .  I I I .  derselben, bann auf die Streichung der 
dem Reichsgesetze wörtlich entnommene §§. 1 — 14 u. s. w. derselben, auf die allgemeinen Vorbemerkungen dieses B e­
richtes beruft.

D ie E i n g a n g s b e s t i m m u n g  d e s  G e s e t z e s  erachtete der Ausschuß nicht nur mit der auch sonst üblichen 
Form ulirnng in Einklang stellen, sondern auch insbesondere die Thatsache zum richtigen Ausdrucke bringen zu sollen, daß 
dieses Landesgesetz sich a n  d ie  d e r  R e i c h s g e s e t z g e b u n g  v o r b e h a l t e n e n  B e s t i m m u n g e n  d e s  Wa s s e r r e c h t e s ,  
im Reichsgesetze vom 30. M a i 1869 N r. 93 a n s c h l t e ß e .
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I. Abschnitt .

Von der Beniitzung der Gewässer.

I m  §. 7 (21) fand der Ausschuß cs im Gebothe des Rechtsschutzes für bestehende Stauwerke beziehungsweise 
d e r  i h n e n  zu s t e hen  de n  T r i e b k r a f t  nothwendig, einerseits zu präcisiren, daß die bloße Möglichkeit („können" heißt 
es in der Regierungsvorlage) die schädlichen Wirkungen dieses Werkes durch Aenderungen desselben zu beseitigen nicht 
genügen könne, um diese Aenderungen zu erzwingen, daß vielmehr das 2. M om ent: „ Ni c h t s  c h m ä l e r u n g  d e r  d e m 
W e r k e  zu s t e h e n d e n  T r i e b k r a f t "  — zur Begründung dieses Zwangsrechtes hinzutreten müße,

anderseits, daß Angesichts dieses gesetzlich auszusprechenden Rechtes, jeder Zweifel darüber beseitigt werden 
müße, daß der Gebrauch dieses Rechtes mit der Pflicht des Gegners zur Kostenzahlung nicht verbunden sein müße.

Anstatt der allgemeinen Berufung, also in der Regierungsvorlage, 2. Alinea auf die allgemeinen civilrechtlichen 
Grundsätze, erachtete der Ausschuß das M oment „ d e s  V e r s c h u l d e n s  o d e r  d e s  N i c h t v e r s c h u l d e n s  d e s  W e r k s ­
b e s i t z e r s  a n  d e n  F o l g e n  s e i n e r  A n l a g e "  als maßgebend für die Frage seines Anspruches auf Kostenersatz für 
diese Aenderungen ausdrücklich festzusetzen.

Auch soll es im Falle des Nichtverschuldens dem Werksbesitzer nach seiner W ahl frei stehen, seiner Pflicht 
dadurch zu genügen, daß er diese Abänderungen entweder selbst vornehme oder deren Vornahme gestatte.

A ls §. 8 schaltete der Ausschuß eine Bestimmung ein, welche dem Geiste des Gesetzes entsprechend, bezweckt, 
ein Triebwasser für fremde wirthschaftliche Kräfte benützbar zu machen, insofern dieß ohne Nachtheil für das Triebwerk ge­
schehen kann und gegen dem, daß vom Mitbcnützer dafür ein angemessener Beitrag zu den Herstellungs- und E rhaltungs­
kosten geleistet werde.

Unter dieser Voraussetzung und beziehungsweise Bedingung kann eine solche Pflicht deS Triebwerksbesitzers die voll­
ständige Ausnützung einer Wasserkraft auch Ändern zu ermöglichen, keinen prinzipiellen Anstand haben; und es begreift dieser 
§. insbesondere auch den von einem Ausschußmitgliede zur Sprache gebrachten Fall des sogenannten Vesperwasiers, d. t. 
des in der Zeit der Feierstunde vom Werk unbenützt bleibenden Wassers in sich.

§. 14 (28) erhielt bloß eine stylistische Aenderung, welche das Streichen des § . 27 in der Regierungsvorlage 
nothwendig machte.

§. 17 (31) eben so, wobei die stylistische Aenderung der 2. Alinea in die pastive Konstruktion des SatzeS d en  
S in n  ganz unzweifelhaft klarstellen sollte, daß es sich nicht um Werksgebäude zu deren Gunsten, sondern um Gebäude, zu 
deren Last das Zwangsrecht ausgeschlossen sein soll, hier handle.

§. 20  (34) erhielt nach dem Außschußantrage einen Zusatz, welcher die Ersatzpflicht der Ortschaften oder G e­
meinden festsetzt, zu deren Gunsten dieser §. die Ortspolizeibehörde ermächtigt, in Fällen von Feuersgefahr oder Wassernoth 
über Gewässer zeitweise zu verfügen.

S o  selbstverständlich diese Ersatzcspflicht an sich nach Beschaffenheit des Falles sein mag, so ist sie zur gehörigen 
Erläuterung des in der 1. Alinea dieses §. bedingungslos statuirten Rechtes zum Mindesten nicht überflüßig.

§. 35 d e r  R e g i e r u n g s v o r l a g e  wurde gestrichen, weil es wohl nach dem Gemeindegesetze schon feststeht, 
daß eine nothwendige und die Kräfte der einzelnen Gemeindemitglieder übersteigende Wasserversorgung eine Angelegenheit 
der Gemeinde ist und weil jedenfalls dieser Grundsatz nicht in ein Wasserrechts- sondern in das Gemeindegesetz gehört.

§ .2 1  (38) e r h ie l t  a b e r m a l s  n u r  e ine  du rch  S t r e i c h u n g  d e r  b e zo g e n en  f r ü h e m  §§ . n o th w e n d ig e  stylistische A e n d e r u n g .

I I .  A b s c h n i t t .

Von der Leitung und Abwehr der Gewässer.
§. 22 (40) wie §. 21.
§. 45 d e r  R e g i e r u n g s v o r l a g e  wurde auf den Schluß des folgenden Absatzes als den ihm zukommen-

den Platz gewiesen.
§. 29 (48) wurde nur ein Druckfehler durch Einschaltung des W ortes „ a n d e r e "  (Wasserbauten nämlich)

berichtigt.
I I I .  A b s c h n i t t .

Von den Wasscrgenossenschaften.
§. 32 (54) Dieser §. konnte in Folge der Streichung seiner 2 Vorgänger in der Regierungsvorlage, nicht nur 

stylistisch nicht ungeändert bleiben; sondern der Ausschuß erachtete die Bedingungen, unter welchen eine M ajorisirung statt 
finden darf, auch nicht auf die Festsetzung der Stimmenverhältnisse beschränken, sondern der Wichtigkeit der Sache wegen 
auch die, allerdings schon im Rcichsgesetze gegebenen Voraussetzungen: der unzweifelhaften Nützlichkeit, so wie der Ausdeh- 
nungsnothwendigkeit dieser Anlage ausdrücklich noch hervorheben zu sollen.

§. 34  (57 ) gestattet in seinem Zusatze den Genossenschaften nur geringer Mitgliederzahl von der W ahl eines 
Ausschußes Umgang zu nehmen und anstatt dessen nur einen Geschäftsführer zu wählen, was wohl selbstverständlich ist.

§. 35 (58) hat ebenso auf die Eventualität eines bloßer, Geschäftsführers Rücksicht genommen.
§. 37 (60) stylistische Aenderung.
§. 40  (64) eben so.
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§. 43 (67) Nachdem in Krain die Begriffe Ortschaft und Gemeinde sich keineswegs —  auch nicht einmal in
d e m S inne decken, daß unter Ortschaften lediglich Untergemeinden begriffen seien, wie sie der Anhang I I .  zur Gemeinde­
ordnung vom 17. Februar 1866 im Auge hat, daß somit für Ortschaftsvermögensangelegenheiten ausnahm slos diese B e­
stimmungen des Gemeindegesetzes im Anhänge I I .  maßgebend wären, so beschloß der Ausschuß sowohl die Begriffe, G e­
meinden, Ortschaften mittelst des „ o d e r "  zu disjungiren, a ls auch im Schlußworte neben der Gemeinde- auch „ O r t ­
s c h a f t s a n g e l e g e n h e i t "  einzuschalten.

§. 45 (45), welcher die, besonder» Landesgesetzen vorbehaltenen Wasserbauangelegenheiten bespricht, gehört, weil 
eben keine positive Disposition enthaltend, sondern Verweisung an eine künftige eventuelle Gesetzgebung vorbehaltend, an den 
Schluß der die Wassergenossenschasten und sonstigen M ittel behandelnden §§.

§. 46 . M it Rücksicht auf die besondern Verhältnisse des Laibacher M oores, mit Rücksicht auf die Thatfache
insbesondere, daß dafür seit Iahrzehenden eine eigene Morastentsumpfungskonimission besteht, daß für die die Zwecke der 
Morastentsnmpfnng, überhaupt für die Entwässerung ganzer Partien  oder einzelner Theile dieses M oores Bauten, Kanäle, 
Gräben rc. geführt wurden und geführt werden, daß die Konkurrenzen hiezu in besonderen Verordnungen näher geregelt sind, 
daß die Fortdauer, Erhaltung und Entwicklung alles dessen mit dem Inslebentreten des vorliegenden WafserrechtsgesetzeS 
nicht alterirt oder in Frage gestellt werden kann, was immerhin zu besorgen wäre, wenn man dieselben von der eventuellen 
Bildung oder auch vom möglichen Nichtzustandekommen einer darauf bezüglichen Genossenschaft abhängig machen wollte, in 
Erwägung insbesondere des Umstandes, daß die jetzige Konkurrenz des AerarS, des Landes zu Moorentsumpfungszwecken 
im allgemeinen Wafferrechtsgesetze für Krain keine Regelung findet und finden kann —  sah sich der Ausschuß bestimmt, die 
Morastkulturgesetzgebung (worin wir eine Spezialität über das Morastbrennen ohnehin schon besitzen) besonders vorzubehal­
ten und zwar in einem vom §. 45 getrennten §., weil die im §. 45 gegen periodische Überschwemmungen und Wasser- 
schäden vorgesehene Landesgesetzgebung im eben bezeichneten S toffe derselben wesentlich verschieden ist von den Ent- nnd 
wohl auch Bewässerungsarbeiten am Laibacher M oore; auch das letztere einen so hervorstehenden Grundkomplex bildet, daß 
ihm eine besondere gesetzgeberische Kultursvorsorge auch dieses Umstandes willen gebührt.

IV . Ab s c h n i t t .

Bon den Uebertretnngen und «Strafen.
§. 47 (69) daß Übertretungen des Wasserrechtsgesetzes nicht a l s  Forstfrevel, fandern nur g l e i c h  solchen be­

handelt werden können, ist einleuchtend, da es sich hier eben um kein eigentliches Feldgut handelt.

V . A b s c h n i t t .
Bon den Behörden und deren Verfahren.

§. 53 (75) E s  schien dem Ausschuße nicht überflüssig, mit einer 2. Alinea dieses §. die grundgesetzliche Norm 
auszudrücken, daß der ordentliche Rechtsweg über Entscheidung der politischen Behörde in streitigen Privatansprüchen Vor­
behalten bleibe, und zwar aus dem Grunde nicht überflüssig, damit kein Zweifel obwalten könne, daß die politischen E n t­
scheidungen, welche diesem Gesetz gemäß «fließen, obschon dessen Grundgedanke und dessen legislatorisches M otiv im öffent­
lichen Rechte, also in Verhältnissen eigentlich administrativer Judikatur wurzeln, doch keineswegs darum allein schon rein 
administrative, also nur etwa von dem Verwaltungsgerichtshofe, zu eutscheidende seien; um also die etwaige Schlußfolge 
direkt abzuschneiden, daß d i e s e  politischen Entscheidungen nie im ordentlichen Rechtswege angreifbar seien.

§. 65 (87) so wie der Schlußabsatz der Regierungsvorlage schon ausdrückte, ist die von der politischen Behörde
getroffene Bestimmung der zu leistenden Entschädigung eine nur v o r l ä u f i g e ;  cs ist also zweckmäßig, sie als eine solche 
gleich von vorne herein in der ersten Alinea dieses §. zu kennzeichnen.

§. 75 (97) nicht Weisungen sondern A n o r d n u n g e n  entsprechen dem Wirkungskreise der politischen Behörde 
gegenüber der Ortspolizeibehörde der autonomen Organe.

V I. A b s c h n i t t .
Schlußbestimmungen.

§. 79 (Art. 1.) Die Erweiterung der Frist für die Wirksamwerdnng des Gesetzes auf 60  Tage nach der 
Kundmachung entspricht der Wichtigkeit und Bedeutsamkeit so wie Tragweite seines Inh a ltes .

Indem  der Ausschuß die schriftlichen Erläuterungen zu dem Gefetzesentwnrfe schließt, verkennt er nicht, wie
ganz ungenügend sie dem etwaigen Verlangen gegenüber sein müßten, eine vollinhaltliche, in die Tiefen so wie Konsequen­
zen der einzelnen Gesetzesbestimmungen eingehende Berichterstattung zu erhalten.

Nicht Kürze der Zeit allein, sondern auch die Ueberzengung, daß jeder der Herren Abgeordneten darüber sein
selbstständiges Urtheil sich werde gebildet haben, bestimmten den Ausschuß, in eine solche nähere M otivirnng seiner Anträge
auch dort, wo sie die Regierungsvorlage beibehielten, also eigentlich in eine M otivirnng dieser letzteren speziell nicht einzu­
gehen.

Wo dies Eingehen entweder gewünscht oder durch den Lauf der Debatte Anlaß dazu geboten werden sollte, 
wird mündliche Berichterstattung das Fehlende zu ergänzen bestrebt sein.

Z u r Abkürzung der Debatte ohne Beeinträchtigung ihres Erfolges schein» übrigens eine Spezialdiskusiion nur
jener §. gerathen, zu welchen Abänderungsanträge angemeldet werden sollten.

D er volkswirthschastliche Ausschuß stellt demnach folgende A nträge:
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I .  D er hohe Landtag wolle beschließen:
1 . D a s  im Entwürfe zuliegende Landesgesetz für Krain über Benützung, Leitung und Abwehr der Gewässer

wird angenommen.
2. D ie H. Regierung wird ersucht, dem Landtage in seiner nächsten Session den Entwurf eines Fischereigesetzes 

für Krain zur verfassungsmäßigen Behandlung vorzulegen.
3 . D er Landesausschuß wird beauftragt:
a) die a. H. Sanktion dieses Wasierrechtsgesetzes gehörigen O r ts  einzuholen;
b ) das Ersuchen wegen Borlage eines FifchereigesetzeS für Krain an die k. k. Landesregierung mitzutheilen.
I I .  Z u r formellen Behandlung des Gesetzentwurfes a d  1 wolle der H. Landtag die Spezialdebatte auf diejenigen

§ § . beschränken, welche Gegenstand angemeldeter Abänderungsanträge werden sollten.

L a i b a c h  am 16. Oktober 1869.

Dr. Lovro T o m a n ,
O bm ann.

Dr. K altenegger,
Berichterstatter.
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Gesetz über Henützung, Wertung und Abwehr der Gewässer.

M it Zustimmung des Landtages M eines Herzogthumes t r a u t  finde Ich im Anschlüsse an das Gesetz vom
30. M ai 1869, R r . 93 R . G . B l .,  betreffend die der Reichsgesetzgebnng vorbehaltenen Bestimmungen des Wasserrechtes 
anzuordnen, wie folgt:

Erster Mschmtt.
tiott der Senützung der Gewässer.

§. i .
I n  öffentlichen Gewässern ist der gewöhnliche, ohne besondere Vorrichtungen vorgenommene, die gleiche Benützung 

durch Andere nicht ausschließende Gebrauch des Wassers zum Baden, Waschen, Tränken, Schwemmen und Schöpfen, dann 
die Gewinnung von Pflanzen, Schlam m , E rde, S a n d , Schotter, Steinen und E is, soweit dadurch weder der Wasserlauf 
und die Ufer gefährdet, noch ein fremdes Recht verletzt, noch Jemanden ein Schade zngefügt wird, gegen Beobachtung der 
Polizeivorfchriften, an den durch dieselben von dieser Benützung oder Gewinnung nicht ausgeschlossenen Plätzen Jederm ann 
gestattet.

8- 2.
Jede andere, a ls die im §. 1 angegebene Benützung der öffentlichen Gewässer, sowie die Errichtung oder 

Aenderung der hiezu erforderlichen Vorrichtungen und Anlagen, welche auf die Beschaffenheit des W assers, auf den Lauf 
desselben, oder auf die Höhe des Wasserstandes Einfluß nehmen oder die Ufer gefährden kann, bedarf der vorläufigen 
Bewilligung der dazu berufenen politischen Behörden.

Diese Bewilligung ist auch bei Privatgewässern erforderlich, wenn durch deren Benützung auf fremde Rechte 
oder anf die Beschaffenheit, den Lanf oder die Höhe des Wassers in öffentlichen Gewässern eine Einwirkung entsteht.

§• 3.
Z u  den Wasserwerken, deren Errichtung der Bewilligung der competenten politischen Behörde nach §. 2 bedarf, 

gehören insbesondere Triebwerke und S tauanlagen.
Auch zu jeder Abänderung derselben m uß, in soferne sie auf den Lauf, das Gefälle oder den Verbrauch des 

Wassers Einfluß hat, vorher die Bewilligung der zuständigen politischen Behörde eingeholt werden.

§• 4.
I n  der von der politischen Behörde über die Bewilligung auszufertigenden Urkunde sind der O r t ,  daß M aß  

uud die A rt der Wasserbenütznng zu bestimmen. Dabei können nach Erforderniß der Umstände besondere, den allgemeinen 
Wassergebranch regelnde und sichernde Bedingungen festgesetzt und die Bewilligung auch auf eine nur beschränkte D auer 
oder gegen W iderruf ertheilt werden.

§• 5.

D as  von der politischen Behörde zu bestimmende M aß  der Wasserbenützung richtet sich einerseits nach dem 
Bedarse des Bewerbers und anderseits nach dem Wasserüberschusse, welcher mit Rücksicht auf den wechselnden Wasserstand 
zur weiteren Benützung verfügbar ist. Dieses M aß  darf iit keinem Falle so weit gehen, daß Gemeinden und Ortschaften 
bei Feuersgefahr oder für die Zwecke der Wirthschast ihrer Bewohner der Wassernoth ausgesetzt werden.

§. 6.

D ie bewilligten Anlagen und Vorrichtungen sind von dem Besitzer in einem solchen S tande herzustellen und 
zu erhalten, daß sie dem Wasser und dem Eise einen thnnlichst ungehinderten Ablauf lassen, der Fischerei und anderen 
Nutzungen keine uunöthige Erschwerung oder Beeinträchtigung verursachen, uud daß keine Wasserverschwendung eintrete.
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Würde von dem Betheiligten der Nachweis geliefert werden, daß dieser Anordnung nicht entsprochen w ird , so 
ist über dessen Ansuchen in angemessener Frist von der politischen Behörde die Abstellung der Gebrechen aufzutragen, und 
nach fruchtlos verstrichener Frist auf Kosten der Säum igen zu bewerkstelligen.

§• 7.
Können Rückstauungcn, Versumpfungen oder andere Beschädigungen die in Folge eines Stauwerkes entstanden 

sind , durch Tieferlegung oder Abänderung desselben ohne Schmälerung der dem Werke zustehenden Triebkraft beseitigt 
werden, so müssen die Werksbcsitzer, wenn sie an dieser Beschädigung kein Verschulden tragen, solche Tieferlegnng oder 
Abänderung ans Kosten der Beschädigten entweder selbst vornehmen oder gestatten, im Falle des Verschuldens aber auf 
eigene Kosten bewerkstelligen.

§. 8.
W enn das Wasser aus dem Leitungsgraben eines Triebwerkes oder aus einer durch das W ehr desselben be­

wirkten Anschwellung von Ä ndern ohne Nachtheil für das Triebwerk zu wirthschaftlichen Zwecken bezogen werden kann, so 
muß der Triebwerksbesitzcr die Mitbenützung seiner Anlage zu diesem Wasserbezuge gestatten.

E r ist jedoch berechtigt von dem Mitbenützer einen, dessen Wasserbezuge angemessenen, im Verwaltungswege zu 
bestimmenden Beitrag zu den Kosten für Herstellung und Erhaltung der mitbenütztcn Anlage zu fordern.

§• 9.
Bei allen Triebwerken und S tauanlagen ist der erlaubte höchste und im Falle der Verpflichtung, das Wasser 

in einer bestimmten Höhe zu erhalten, auch der zulässig niederste Wasserstand durch S tanpfähle (Normalzeichen, Ham-, 
Haim- oder Aichpfähle oder Aichstöcke) oder andere bleibende Stanm aße auf Kosten der Besitzer dieser Werke und Anlagen 
zu bezeichnen. Diese Bezeichnung ist bei den auf G rund dieses Gesetzes zu errichtenden Triebwerken und S tauanlagen 
gleich bei ibrcr Errichtung, bei bereits bestehenden derlei Werken aber, bei welchen dieselbe fehlt, binnen der Frist von zwei 
Jah ren  von Tage der Wirksamkeit dieses Gesetzes zu bewerkstelligen. D a s  S taum aß muß an einer S te lle , wo es leicht 
beobachtet werden kann und für die Betheiligten zugänglich ist, nach den Regeln der Kunst genau und in solcher Weise von 
den Bctheiligten hergestellt und erhalten werden, daß dasselbe gegen absichtliche Einwirkungen, sowie gegen Zerstörung durch 
Zeit und Zufall möglichst gesichert ist.

§. 10.

Sobald das Wasser über die durch das S taum aß festgesetzte Höhe wächst, muß der Stauwerksbesitzer durch 
Oeffnung der Schleußen, sowie überhaupt durch Wegräumung aller Hindernisse den Wasserabfluß so lange befördern, bis 
das Wasser wieder auf die normale Staum aßhöhe herabgesunkcn ist.

I m  Unterlassungsfälle sind diejenigen, welche dadurch gefährdet oder benachtheiliget werden, vorbehaltlich des 
Anspruches ans Schadenersatz, zu verlangen berechtigt, daß dieser Abfluß durch die Ortspolizeibehörde auf Kosten und 
Gefahr des säumigen Stauwerksbesitzers bewerkstelligt werde.

§ . ü .
Die Form  der Staum aße und die bei deren Aufstellung zu beobachtenden Vorsichten werden durch Verordnungen

bestimmt.
§• 12.

Wasserbenützungsrechte, welche in der Urkunde über die behördliche Bewilligung nicht ausdrücklich auf die Person 
des Bewerbers beschränkt worden sind, gehen auf den jeweiligen Besitzer derjenigen Betriebsanlage oder Liegenschaft über, 
für welche die Bewilligung erfolgt ist.

D ie Abtrennung solcher Rechte von den ursprünglichen und deren Uebertragung zu einer anderen Betriebsanlage 
oder Liegenschaft, darf blos mit Zustimmung der Behörde stattsiuden, welche die Bewilligung überhaupt ertheilt.

8 - 13.

Wenn aus einem öffentlichen Gewässer die Zuleitung des Wassers in für Privatzwecke errichtete Kanäle, Teiche 
oder Leitungen stattfindet, sind bei dem Gebrauche oder Verbrauche dieses Wassers die Bedingungen der hiezu erhaltenen 
Bewilligung maßgebend. Hiebei hat im Zweifel als Regel zu gelten, daß sich die Bewilligung und Erwerbung des Wasser- 
benützungsrechtes blos auf den Bedarf der Unternehmung des Berechtigten beschränkt, und daß, wenn sich ein Wasserüberschnß 
zeigt, der Staatsverw altung die Verfügung hierüber zusteht.

§. U .

W ird auf G rund des Reichsgesetzes § . 15 lit. a  das dem Eigenthümer entbehrliche Wasser einem Anderen zur 
Benützung verliehen, so ist in der von der S taatsverw altung zu ertheilenden und nach Vorschrift des §. 18 auszufertigenden 
Bewilligung jedenfalls auch die Bedingung aufzunehmen, daß von der ertheiltcn Bewilligung bei sonstigem Erlöschen derselben 
binnen einer angemessen festzusetzenden Zcitfrist Gebrauch gemacht werden muß.

D as  Erlöschen des ertheiltcn Benützungsrecktes kann auch dann ausgesprochen werden, wenn die festgesetzte 
Entschädigung nicht gehörig an den Bezugsberechtigten abgeführt wird.
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§• 15.
W ie weit sich die Rechte der Bergbauunternehmer auf absließende Grnbenwässer erstrecken, und welche besonderen 

Wafferrechte denselben überhaupt zustehen, bestimmt das Berggesetz.

§. 16.
D ie Benützung der Gewässer znr Holztrift wird durch das Forstgesetz und die Triftordnungen, die Benützung 

der Gewässer zur Fischerei durch die Fischereiordnungen geregelt.

§ . 17.
Unternehmer von Bewässerungsanlagen, dann von Triebwerken und S tauanlagen , deren Errichtung über­

wiegende Vortheile für die Volkswirthfchaft erwarten lä ß t, können nach M aßgabe des Neichsgefetz- §. 15 lit. b, 
verlangen, daß ihnen znr Z u- und Ableitung des W assers, sowie zur Errichtung der erforderlichen Stauwerke, Schleuß cn 
und sonstigen Vorrichtungen gegen angemessene Schadloshaltung auf fremdem Grunde die entsprechende Dienstbarkeit eingeräumt 
oder nach W ahl des Grundeigenthümers der nöthige G rund und Boden abgetreten werde.

Diesem Zwangsrechte unterliegen jedoch nicht Gebäude mit den dazu gehörigen Hofräumen und Hausgärten.
Würde durch die Anlage das Grundstück für den E igentüm er die zweckmäßige Benutzbarkeit verlieren, so kann 

er auf Ablösung des ganzen Grundstückes dringen.
§. 18.

B ei Anlegung offener Gräben und Kanäle haben die Unternehmer nebst den ihnen zu Folge des §. 491 des
a. b. G . B . obliegenden Verbindlichkeiten auch die Verpflichtung, die zur Verbindung der beiderseitigen User nothwendigen 
Brücken und S tege , bei hochgebauten Wasserleitungen und Kanälen aber auch die nothwendigen Durchlässe und die zum 
Schutze der Sicherheit von Personen und Eigenthum erforderlichen Vorkehrungen herzustellen und zu erhalten.

§. 19.
D er E igen tüm er des Grundstückes, welches zu Gunsten einer Unternehmung mit der Dienstbarleit belastet 

wird, erhält das Recht, die Mitbenützung der dadurch begründeten Anlage gegen verhältnismäßigen, von dem zu gebrauchenden 
Wasserquantum abhängigen Beitrag zu den Herstellungs- und Erhaltungskosten in dem M aße zu verlangen, als dadurch 
der Zweck der Anlage nicht beeinträchtigt oder gefährdet wird.

W ird die Mitbenützung erst nach dem Beginne oder nach Vollendung der Anlage verlangt, so hat der die 
Mitbenützung beanspruchende Grundeigenthümer überdies; den Mehrbetrag der Kosten für die erforderlichen Abänderungen 
zu tragen.

Heber die Größe des Kostenbeitrages entscheidet, wenn sich die Betheiligten darüber nicht geeinigt Haber, die 
zuständige politische Behörde.

§. 20.
B ei Feuersgefahr oder vorübergehender dringender Wassernoth ist die Ortspolizeibehörde, beziehungsweise der 

Vorstand des bedrohten Gemeindegebietes befugt, wegen zeitweiser Benützung von P riva t- und öffentlichen Gewässern, tie 
durch das öffentliche Interesse gebotenen Verfügungen zu treffen und unverzüglich vollstrecken zu lassen.

F ü r die hiedurch erlittenen Schäden können die Eigenthümer des Wassers und andere Wafferbenütznngi- 
Berechtigte Ersatz aus den M itteln  derjenigen Ortschaft oder Gemeinde ansprechen, zu deren Gunsten die ausnahmsweis: 
Wasserbenützung verfügt worden ist.

§. 21.
Die Bestimmungen der §§. 14, 17 bis 19 dann der Reichsgesetz- §§. 15 und 17 haben auch für Wasser-- 

versorgungsanlagen, sowohl der Gemeinden und Ortschaften als vereinzelter Ansiedelungen zu gelten, wenn letztere durch ihre 
Lage verhindert sind, an den Bewässerungsanstalten der Ortschaften und Gemeinden theilzunehmen.

Zweiter Abschnitt.
Von der Ableitung und Abwehr der Gewässer.

§. 22.
Auf Entwässerungsanlagen findet analoge Anwendung, was in den §§. 1 4 , 17 bis 19 dann in den Reich-s 

gefetz- §§. 15 und 17 für Bewässerungsanlagen vorgeschrieben ist.

§ . 23.
Z u  allen Schutz- und Regulirungswasserbauten in öffentlichen Gewässern, welche nicht vom S taa te  ausgeführt 

werden, muß vor ihrer Ausführung die Genehmigung der zuständigen politischen Behörde eingeholt werden.



Beilage 91. 331

Diese Genehmigung ist zu solchen Bauten in Privatgewässern dann erforderlich, wenn durch dieselben auf 
fremde Rechte oder auf die Beschaffenheit, den Lauf oder die Höhe des Wassers in öffentlichen Gewässern eine Einwirkung 
entsteht.

§• 24.
Die Ufer, Dämme, Bette und Behälter, sowie die Anlagen an und in fliesenden Gewässern sind in Gemäßheit 

des §. 413  a. b. G . B . so herzustellen und zu erhalten, daß sie fremden Rechten nicht nachtheilig sind und Uebcrschwem- 
mungen thunlichst Vorbeugen (§§. 2 und 6).

§. 25.
Z u r Erhaltung und Räum ung der Kanäle und künstlichen Gerinne, sowie zur Instandhaltung der Anlagen für 

Benützung der Gewässer überhaupt sind vorbehaltlich rechtsgiltiger Verpflichtungen Anderer die Eigenthümer der Anlage 
verpflichtet.

Kann der Eigenthümer nicht ausgemittelt werden, so liegt diese Verpflichtung denjenigen Personen ob, welche 
die Anlage benützen, und zwar in Ermanglung eines ändern zu Recht bestehenden Vertheilungsmaßstabes, nach V erhältnis 
des Nutzens.

§. 26.
D ie Herstellung und Instandhaltung der Vorrichtungen und B au te n , dann die. Ausführung von Blaßregeln 

zum Schutze der Ufer, Grundstücke, Gebäude, S tra ß e n , Eisenbahnen und sonstigen Anlagen an S tröm en , Flüssen und 
Bächen gegen die schädlichen Einwirkungen des Wassers oder zur Beseitigung des bereits eingetretenen Wasserschadens ist, 
insoferne keine besondere rechtsgiltigen Verpflichtungen Anderer bestehen, zunächst eine Angelegenheit derjenigen, welchen die 
bedrohten oder beschädigten Liegenschaften und Anlagen gehören.

Entsteht durch die Unterlassung dieses Schutzes für fremdes Eigenthum eine G efahr, so müssen die Säum igen 
jedenfalls die Ausführung der nöthigen Schutzmaßregeln ans Kosten derjenigen, von welchen die Gefahr abgewendet werden 
soll, entweder selbst vornehmen oder deren Vornahme gestatten und hiezu nach M aßgabe der §§. 41 und 42 selbst beitragen.

§. 27.

B ei Grundstücken, welche durch Auflassung herrenlos geworden sind, liegt, so lange sie herrenlos bleiben, die 
Verpflichtung zu Schutz- und Regulirungswasierbautcn, wenn diese Grundstücke im Bereiche einer Schutz- und Regulirungs- 
genossenschaft sich befinden, der letzteren ob.

§. 28.
D er durch Regulirungsbauten im Bereiche derselben gewonnene G rund und Boden fällt denjenigen zu, welche 

die Kosten der Unternehmung tragen; muß jedoch, wenn die Unternehmung denselben zur besseren Verlandung oder Befestigung 
des Ufers nicht mehr bedarf, den Anrainern auf Verlangen gegen Erstattung des W erthes abgetreten werden.

§. 29.
W enn Schutz-, Uferregulirungs-, Entwässerungs- und andere Wasserbauten im öffentlichen Interesse unternommen 

werden, muß gegen angemessene Entschädigung die Abtretung des nöthigen Grundes und Bodens und sonstiger Liegenschaften, 
Werke und Anstalten erfolgen, oder die erforderliche Grunddienstbarkeit eingeräumt werden.

Auch können Wasserleitungen und Kanäle, wenn es öffentliche Interessen erheischen, und wenn es ohne G efähr­
dung des Zweckes der Wasscranlage geschehen kann, ohne Einwilligung der Eigenthümer und Wasserbezugsberechtigte» 
umgelcgt werden. D ie Kosten haben die Unternehmer der Umlegung zu tragen.

M aterialien, welche zur Herstellung von solchen im öffentlichen Interesse unternommenen Wasserbauten noth- 
wendig und auf den zu schützenden Gründen vorhanden sind, müssen von dem Eigenthümer zu diesem Zwecke gegen angemessene 
Entschädigung überlassen werden.

§• 30 .
Z u r Ausführung und Instandhaltung von Schutz-, R egulirungs- oder sonstigen Wasserbauten müssen die 

Ufereigenthümer gegen angemessene, nach §. 65 zu ermittelnde Entschädigung, soweit nicht auf die unentgeltliche Gestattung 
ein Anspruch besteht, die nothwendige Betretung und Benützung der Ufer zur Ab- und Zufuhr, dann zur Ablagerung und 
Bereitung der M aterialien dulden.

Auf Antrag des Ufereigenthümers kann dem B auführer zur Beendigung der Arbeit und Fortschaffung des 
M ateria ls von der politischen Behörde eine angemessene Frist bestimmt werden.

§• 31.
Wenn zur augenblicklichen Verhütung großer Gefahr durch Ufer- oder Dammbrüche oder durch Ueberschwem- 

mungen schleunige M aßregeln ergriffen werden müssen, so sind auf Verlangen der politischen Behörde oder, wenn diese 
nicht am O rte  der Gefahr ihren Sitz ha t, des Vorstehers des bedrohten Gemeindebezirkes die benachbarten Gemeinden 
gegen angemessene Entschädigung verpflichtet, die erforderliche Hilfe zu bieten.
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W ird für solche Hilfeleistungen eine Entschädigung gefordert, so sind dieselben von der politischen Behörde nach 
ihrem G eldwerthe festzustellen und die hiernach entfallende Entschädigung auf die Gem einden, denen die H ilfe geleistet wurde, 
verhältnißm äßig umzulegen.

Dritter Abschnitt.
Von den Wassergenossenschaftcn.

§• 32.
Haben zu Unternehmungen von Bewässerungsanlagen zwei Drittheile, oder von Eutwässeruugs-, Schutz- und 

Regulirungsbauten mehr als die Halste der Betheiligten zur Bildung einer Genossenschaft zugestimmt, so sind die Eigen- 
thümer der minderen Grundfläche beizutreten verpflichtet, wenn die Anlage von unzweifelhaftem 9iutzcu ist und ohne A us­
dehnung auf die Grundstücke der Minderheit nicht zweckmäßig ausgeführt werden kann.

§. 33.
Die zur Bildung solcher Genossenschaften erforderliche Stimmenmehrheit wird bei Unternehmungen von 

Entwässernngs- und Bewässerungsarbeiten nach der Größe der betheiligten Grundflächen; bei Schutz- und Regulirungs­
bauten nach dem Werthe des zu schützenden EigenthumS berechnet.

Bei der Bewerthung des Letzter» ist auch die durch den B au  zu erwartende W erthserhöhung in Anschlag zu
bringen.

§ . 34.
Z u r Vereinsleitung und Besorgung der Genossenschaftsangelegenheiten wählen die Genossen aus ihrer M itte 

durch absolute Mehrheit der nach § . 33 zu berechnenden Stim m en einen Ausschuß, oder bei geringer Anzahl von M it­
gliedern einen Geschäftsführer.

§ . 35.
D er Ausschuß wählt aus seiner M itte durch absolute, nach Köpfen zu berechnende Stimmenmehrheit den 

Obmann, welcher sowie der Geschäftsführer die Genossenschaft nach Außen zu vertreten hat, der politischen Behörde anzu­
zeigen und im Wasserbuche Reichsgesetz-ß. 22 einzutragen ist.

Ergibt sich in diesem Falle und in jenem des § . 34  keine absolute Stim menmehrheit, so entscheidet die 
engere W ahl und bei Stimmengleichheit das LoS.

§ . 36.
Die Entscheidung über Reklamationen, welche das Wahlrecht betreffen, steht der politischen Behörde zu.
Die Prüfung des Wahlactes dagegen ist eine Angelegenheit des Genossenschaftsausschusses und ist gegen dessen 

Entscheidung ein Recurs nicht zulässig.

§• 37.
D ie Genossenschaft hat auf die im §. 34  vorgezeichnete Weise die auf das Unternehmen bezüglichen Rechte 

und Pflichten ihrer M itg lieder, insbesondere den M aßstab der V erkeilung der Kosten, wie auch ihre Verwaltung durch 
Satzungen (S tatu ten) zu regeln, welche, sowie jede Aenderung derselben zur Kenntniß der politischen Behörde zu bringen sind.

§ . 38.
D ie Genossenschaft ist verpflichtet, benachbarte Grundstücke auf Verlangen der Eigenthümer gegen verhältniß- 

mäßigen Beitrag zu den Herstellung«- und Unterhaltungskosten nachträglich in ihren Verband aufzunehmen, wenn:
a . für diese Grundstücke die Entwässerung oder Bewässerung, beziehungsweise der Schutz- und RegnlirnngS- 

B an , auf diese Weise am zweckmäßigsten erzielt wird; und
b . die vorhandene Anlage oder der geführte B au  ohne Nachtheil der bisherigen Theilnehmer zur Befriedigung 

des gemeinsamen Bedürfnisses hinreicht.
I s t  die Aufnahme eines benachbarten Grundstückes in den Genossenschaftsverband blos mittelst besonderer 

Einrichtungen oder Abänderungen der Anlage oder des B aues möglich, so hat der Aufzunehmende überdieß die ganzen 
Kosten der neuen Einrichtung zu tragen.

§ . 39.
D ie Ausscheidung einzelner Grundstücke aus dem GenossenschastSverbande ist gegen den Willen der übrigen 

Genoffen zulässig, wenn für die anszuscheidenden Grundstücke der angestrebte Zweck binnen einer angemessenen Frist nach 
Vollendung der Anlage, innerhalb welcher die Erfolge zu Tage treten müßten, nicht erreicht worden ist.
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W ill rin Genosse auSscheiden, der durch seine nachträgliche Aufnahme zu besonderen Einrichtungen oder 
Abänderungen (§ . 3 8 )  A nlaß gegeben hatte, welche sich nun in F olge seines A ustrittes der entsprechenden Erreichung de» 
gemeinsamen Zweckes nachtheilig erweisen, so ist er auf V erlangen der Genossenschaft verbunden, die A nlage auf eigene 
Kosten in  den vorigen S ta n d  zu setzen, oder die zur Behebung des Schadens nothwendigen Vorkehrungen zu treffen.

W a r der ausscheidende Grundbesitzer ein gezwungenes M itg lied  der Genossenschaft, so kann er von derselben
die Rückerstattung der geleisteten B eiträge und die Beseitigung der durch seinen A ustritt entbehrlich werdenden, auf seinem
G runde errichteten A nlagen fordern, worüber in Erm anglung einer E in igung von der politischen Behörde zu entscheiden
ist. D agegen  kann auch die nach §. 3 3  zn berechnende M ehrheit eine im  Interesse der G esam m tanlage zur Erreichung
ihres Zweckes nothwendige Ausscheidung einzelner Grundstücke gegen angemessene Schadloshaltung der auszuscheidenden
G enoffen verlangen.

§ . 4 0 .
Die zur Auflösung einer Genoffenschaft nach Reichsgesetz-§ . 2 4  erforderliche Stimmenmehrheit ist nach der 

Bestimmung des §. 3 3  zu berechnen.

§ . 4 1 .

D ie Kosten der Herstellung und Erhaltung gemeinschaftlicher Entwäfferungs- und BewäsierungS - Anlagen 
sind nach dem durch die S tatu ten  oder besonderes gütliches Uebereinkommen festgesetzten Maßstabe auf die Genossen 
zu vertheilen.

Kann eine gütliche Einigung über den M aßflab der Kostenvertheilung nicht erzielt werden, so entscheidet 
hierüber, auf G rund eines von Sachverständigen aufgenommenen Befundes, die politische Behörde.

B e i dieser Entscheidung hat der in die W asieranlage einbezogene Flächeninhalt der Grundstücke, und wenn
die denselben durch die A nlage zugehenden V ortheile von erheblicher Verschiedenheit sind, deren Eintheilung in Elaffen mit
entsprechend größerer und kleinerer B eitragsleistu n g  zum Anhalte zu dienen.

§ . 4 2 .

D ie  Kosten gemeinschaftlicher Schutz- und R egulirungswafferbanten tragen, wenn nicht durch besondere Gesetze, 
S ta tu te n  oder Uebereinkommen ein anderer M aßstab festgesetzt worden is t , die Betheiligten nach V erhältniß des zu 
erlangenden V ortheileS, oder nach dem G rade der zu beseitigenden G e fa h r , oder, in  soweit sich die Betheiligung nach 
diesen G rundlagen nicht ermitteln läßt, nach dem W erthe der betheiligten Liegenschaften und A nlagen. I n  Erm anglung  
einer E in igung der B etheiligten  entscheidet darüber die zuständige Politische Behörde aus Grund des von Sachverständigen  
aufgenommenen B efun des.

§ . 4 3 .

Befinden sich Gemeinden oder Ortschaften unter den Genossen, so ist die Aufbringung des nach M aßgabe der 
§ § . 4 1  und 4 2  auf dieselben entfallenden B eitrages eine Gem einde- oder OrtschaftSangelegenheit.

§ .  4 4 .

Rückständige B eiträge zu gemeinschaftlichen E ntw äfferungs- und Bew ässerungsanlagen, Schutz- und R eguliruugS- 
bauten werden über Ansuchen der Genossenschaft im politischen Z w an gsw ege eingehoben.

§ . 4 5 .
O b in F ällen , wo Ortschaften und Fluren wiederkehrenden Ueberschwemmungen oder anderen Wasserbeschä­

digungen ausgesetzt sind, ohne Rücksicht aus die mangelnde Einwilligung der Betheiligten, die Bildung einer Genossenschaft
stattfinden muß, oder in anderer Weife für die Ausführung solcher Bauten insbesondere durch Beiträge und Vorschüsse aus
Landes- oder Gemeindemitteln S orge zu tragen ist, wird von Fall zu Fall im Wege der Landesgesetzgebung bestimmt.

§ . 4 6 .

Ebenso wird zur Ent- und Bewässerung, dann Regulirungsarbeiten zur C ultur des Laibacher M oores ein
besonderes Landesgesetz «fließen.
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Vierter Abschnitt.

Von den Lebertretnngen und Strafen .
8- 4 7 .

A lle w ie immer gearteten Beschädigungen und Verletzungen von W asseranlagen werden, wenn sie nicht unter 
da« allgemeine Strafgesetz fallen, nach dem zum Schutze deS Feldgutes erlassenen Vorschriften gleich Feldfreveln behandelt. 
D ab e i kömmt der dem Feldschutzpersonale durch daS Gesetz eingeräumte W irkungskreis unter den darin vorgeschriebenen 
B edingungen und Vorsichten auch demjenigen P ersonale zu, welches zur Ueberwachung der Gewässer und der A nlagen zu 
deren Benützung, Leitung und Abwehr besonder« ausgestellt wird.

§ . 4 8 .
Uebertretungen der daS Wasserrecht regelnden G esetze, sowie der zur A usführung derselben erlassenen V erord­

nungen und V erfügungen, insbesondere die Errichtung von W asser-, Schutz- oder Nutzbauten und die Benützung der G e ­
wässer ohne die erforderliche behördliche B ew illigu n g, die Verlegung oder eigenmächtige Veränderung der S ta u m a ß e , sowie 
die der Gesundheit schädliche V erunreinigung der Gewässer sind, in  soweit diese Uebertretungen nicht unter das allgem eine 
Strafgesetz fallen, von der zuständigen politischen Behörde m it einer Geldstrafe von 5  fl. b is 1 5 0  fl. oder einer F reih eits­
strafe von E inem  T age b is zu E inem  M on ate zu bestrafen.

§ .  4 9 .
Kann eine Geldstrafe wegen Zahlungsunfähigkeit des Schuldigerkannten nicht eingebracht werden, so ist dieselbe 

in  Freiheitsstrafe z> verwandeln, wobei fünf G ulden E inem  T age Arrest gleichzuhalten sind.

§ .  5 0 .
J a  allen F ä lle n , wo dieses Gesetz durch eine H andlung oder Unterlassung übertreten worden is t, muß der 

Schuld ige, abgesehen von der verwirkten S tr a fe  und der Erfatzpflicht gegen Beschädigte auf feine Kosten die eigenmächtig 
vorgenommene Neuerung beseitigen oder die unterlassene Arbeit nachholen, wenn der dadurch Gefährdete oder Verletzte eS 
verlangt oder daS öffentliche Interesse eS erheischt.

D ie  Behörde hat die Sache auf daS Schleunigste zu entscheiden und ihre Entscheidung erforderlichen F a lle -  im  
politischen Z w an gsw ege durchzuführen.

§ . 5 1 .
D ie  Geldstrafen, welche bei Handhabung dieses Gesetzes verhängt werden, fließen in  den LandeSculturfonv ein.

§ .  5 2 .
D ie  Untersuchung und Bestrafung der Uebertretungen dieses Gesetzes entfällt durch Verjährung, wenn der lieber- 

tretet hinsichtlich der im § . 4 7  bezeichneten H andlungen binnen drei M onaten , hinsichtlich der im § . 4 8  vorgesehene» 
Uebertretungen aber binnen sechs M on aten  vom  T age der begangenen Uebertretung nicht in Untersuchung gezogen worven ist.

Durch die eingetretene Verjährung wird die dem Uebertreter zu F olge deS § .  5 0  obliegende Verpflichtung, 
sowie dessen Erfatzpflicht nicht berührt.

«fünfter Abschnitt.
Von den Lehörden und dem Verfahren.

§ .  5 3 .
A lle Angelegenheiten, welche sich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewässer nach diesem Gesetze 

beziehen, gehören in den W irkungskreis der politischen Behörden.
I n  allen F ällen , wo eine Verwaltungsbehörde nach diesem Gesetze über einander widerstreitende Ansprüche von P r i ­

vatpersonen entschieden hat, steht es dem durch diese Entscheidung in feinen Privatrechten B en ach te ilig ten  frei, Abhilfe 
gegen die andere P arte i im ordentlichen Rechtswege zu suchen. (Artikel 1 5  des Staatsgrundgesetzes vom  2 1 . Dezember 
1 8 6 7 ,  R . G . B l .  N r . 1 4 4 .)



Beilage 91. 335

§. 54.

Zuständig im  S in n e  dieses Gesetzes ist die politische Behörde jenes B ezirkes, in welchem sich die A nlage  
befindet oder ausgeführt werden soll. D ie  B ew illigun g  von Anlagen und UebersuhrSanstalten in den zur S ch iff- oder 
Floßfahrt benützten Strecken der fließenden Gewässer ist der politischen Landesbehörde Vorbehalten.

I m  F alle eine mit der politischen V erw altung betraute Gem einde selbst a ls  Unternehmer einer W asseranlage 
auftritt, so hat ohne Unterschied des Gewässers die nächst höhere politische Behörde die Verhandlung zu pflegen und über 
die Zulässigkeit der A nlage zu entscheiden.

Erstrecken sich die A nlagen über mehrere Verwaltungsbezirke des Lande» oder über mehrere Länder, so hat die 
B ehörde, in  deren G ebiete sich der Hauptbestandtheil der A nlage befindet, im Einverständnisse und erforderlichen F a lle s  
unter M itw irkung der sonst dabei b e te ilig ten  Behörde die Verhandlung zu pflegen und die Entscheidung zu fällen, oder 
wenn die betheiligten Behörden sich nicht einigen, die Verhandlung der vorgefetzten Oberbehörde zur Entscheidung vorzulegen.

§. 55.

S in d  behufs der A usführung von W asseranlagen Vorarbeiten auf fremden Grundstücken nothwendig, und w ill 
der G ru n d eigen tü m er die Vornahm e derselben nicht gestatten, so hat der Unternehmer die B ew illigu n g  hiezu bei der poli­
tischen Behörde zu erwirken, welche zur V ornahm e eine angemessene Frist festzusetzen hat und die B ew illigu ng  von der 
früheren Sicherstellung deS etwaigen Schadenersatzes abhängig machen kann.

§. 56.

Gesuche um V erleihung von W asserbenützungSrechten und B ew illigu n g  von Anlagen zur B enützung, Leitung 
und Abwehr der Gewässer sind bei der nach § . 5 4  zuständigen politischen Behörde zu überreichen und müssen, soserne sich 
nicht daS eine oder daS andere Erforderniß durch die N atur der Unternehmung oder nach dem Ermessen der Behörde, bei 
welcher daS Gesuch eingebracht w ird, a ls  entbehrlich darstellt, nebst den erläuternden von einem Sachverständigen entwor­
fenen P lä n en  und Zeichnungen enthalten:

a) den Zweck und Um fang der A nlage oder Unternehmung m it Angabe de» G ew ässers, an welchem die A nlage oder
Unternehmung ausgeführt werden soll, und der erforderlichen W asserm enge;

b) die A rt und W eise der A usführung auf G rundlage deS entworfenen P la n e S ;
c )  die D arstellung der davon zu erwartenden Vortheile und der im  F alle der Unterlassung zu besorgenden Nachtheile;
d )  die Angabe aller Wasserberechtigten und sonstigen Interessenten , deren Rechte durch die beabsichtigte Unternehmung  

berührt werden, m it ihren etwaigen Erklärungen;
e )  die Angabe der Grundstücke und Wasserwerke, welche abzutreten oder m it Dienstbarkeiten zu belasten w ä r en , und 

ihrer E ig en tü m er .
B e i genossenschaftlichen Unternehmungen überdieß:

f )  die N am en derjenigen, welche einer solchen Unternehmung beitreten sollen , bei E ntw ässerung-- und B ew ässerungs­
anlagen m it Angabe der G röße ihrer betheiligten Grundflächen, bei Schutz- und R egulirungsbauten aber m it Angabe
des W ertheS des zu schützenden E igen th u m s;

g)  den von einem Sachverständigen beglaubigten Ueberschlag der Kosten für Herstellung und Erhaltung der A nlage, endlich
n )  die A ufzählung der M itte l zur Deckung der erforderlichen Kosten.

§. 57.

E rgibt sich nicht schon au» dem In h a lte  deS Gesuche» und dessen B eilagen  auf unzweifelhafte W eise die 
Unzulässigkeit deS Unternehmens au s öffentlichen Rücksichten, in  welchem F alle  daS Gesuch ohne weitere Verhandlung
abzuweisen ist, so hat die politische Behörde die beabsichtigte Unternehmung durch Sachverständige, n ö t ig e n fa lls  an O r t
und S te lle  prüfen und dabei insbesondere nachstehende Fragepunkte in» Klare stellen zu lassen:

a )  ob und in  welcher zweckmäßigen W eise sich daS Unternehmen a ls  ausführbar darstelle;
b )  welche V ortheile und Nachtheile davon zu erwarten fe ien ;
c )  ob die angesprochene W assermenge ohne Beeinträchtigung der bereits bestehenden WasserbenützungSrechte 

verfügbar sei und ohne G efährdung öffentlicher Intressen zu dem beabsichtigten Zwecke benützt werden k ön n e;
d )  ob die beabsichtigte W a flera n la ge , wenn sie für ein industrielles Unternehmen bestimmt ist, nicht etwa einer 

landwirthschaftlichen Benützung deS Gewässers unüberwindliche Hindernisse bereiten würde und ob dieser
W iderstreit der Interessen sich nicht etwa durch die Bestim m ung eines anderen Punktes für die industrielle
Unternehmung an dem betreffenden Gewässer ohne Nachtheil für die letztere beheben lasse;

e )  ob dazu Abtretungen oder Belastungen fremden EigenthumS nothwendig feien, und ob zu der Unternehmung
noch andere fremde Grundstücke beigezogen werden m üssen, dann in w ieweit Entschädigungen dafür zu le i­
sten seien.

§. 58.

S te lle n  sich Bedenken heraus, ob der angestrebte Zweck überhaupt oder doch in der angegebenen W eise erreicht
werden könne, so sind diese Bedenken den Unternehmern zu ihrer Erklärung mitzutheilen.



336 Beilage 91.

§ • 5 9 .
S teh en  solche Bedenken oder öffentliche Jnteresien dem Gesuche nicht entgegen, oder beharren die Gesuchsteller 

ungeachtet der ihnen mitgetheilten Bedenken auf ihrem P la n e , so hat das weitere Verfahren einzutreten, welches entweder 
d as A ufgebots- (Edictal-) oder daS abgekürzte V erfahren ist.

§ .  6 0 .
I m  Aufgebotsverfahren hat die Behörde eine kurze Beschreibung der Unternehmung mit H inweisung auf den

zur Einsicht aufliegenden P la n  durch Anschlag in  den betreffenden und in  den unmittelbar angrenzenden Gem einden, sowie
durch dreimalige Einschaltung in die für amtliche Bekanntmachungen bestimmten Landesblätter kundzumachen und hiebei 
zugleich einen T erm in von vier b is sechs Wochen zur komiffionellen Verhandlung anzuberaum en, bei welcher die nicht 
schon früher geltend gemachten Einwendungen vorzubringen sind, widrigenS die B etheiligten  der beabsichtigten Unterneh­
m ung und der dazu nölhigen Abtretung oder Belastung von Grundeigenthum  a ls  zustimmend angesehen würden und ohne 
Rücksicht auf spätere E inwendungen das Erkenntniß gefällt werden würde.

D em  Gesuchsteller und den der Behörde bekannten B eth e ilig ten , sowie den Pfandgläubigern und früher»  
Servitutsberechtigten der abzutretenden oder m it Dienstbarkeiten zu belastenden Grundstücke, ist diese Kundmachung beson­
ders zuzustellen, ohne daß jedoch wegen Unterlassung dieser Verständigung das weitere Verfahren beanständet w er­
den kann.

§ . 6 1 .

W ird von dem B ew illigungsw erber das Aufgebotsverfahren nicht verlangt und hat die Behörde mit Rücksicht
aus die geringere Wichtigkeit der Unternehmung keinen G rund, dieses Verfahren anzuordnen, so tritt das abgekürzte V er­
fahren ein, in welchem die öffentliche Kundmachung in den Landesblättern zu nnterbleiben und blos die V erlautbarung  
durch einen kurzgefaßten Anschlag in den betreffenden G em einden, dann die V orladung des Unternehm ers, so w ie der 
bekannten sonstigen B eth e ilig ten , zu der längstens binnen vier Wochen anzuberaumenden kommissionellen Verhandlung unter 
den im  § . 6 0  angegebenen F olgen  stattzufinden hat.

I n  diesem F alle bleibt denjenigen Betheiligten , welche zur commissionellen V erhandlung nicht vorgeladen worden  
sind, oder denen die V orladung nicht mindestens am achten T age von dem nicht mitzuzählendeu V erhandlungstage zurück­
gerechnet, zugestellt worden ist, und die bei der V erhandlung nicht erschienen sind, für allfällige Privatrechte der R echtsweg  
zur Geltendmachung ihrer E inwendungen auch dann Vorbehalten, wenn diese E inwendungen bei der V erhandlung nicht ge­
macht worden sind.

§• 6 2 .
B e i der commissionellen V erhandlung ist vor A llem  auf die gütliche B eseitigung der erhobenen Einsprüche 

und auf die Erzielung einer E in igung zwischen den B etheiligten , insbesondere über die zu leistende Entschädigung hinzuwirken.
Kommt ein gütliches Uebereinkommen nicht zu S ta n d e , so sind die Einwendungen gegen das Unternehmen, die 

A rt seiner A usführung, die B etheiligung jedes einzelnen und die beanspruchten E nteignungen oder Dienstbarkeiten erschö­
pfend zu erörtern.

W erden weitere Erhebungen über die hervorgetretenen Streitpunkte nöthig, so sind solche unverzüglich, erfor­
derlichenfalls unter Zuziehung von Sachverständigen zu pflegen.

Säm m tliche Verhandlungen mit P arteien  in  diesen Angelegenheiten sind in  der R egel mündlich, unter Z u la s­
sung von rechts- und sachkundigen Beiständen zu führen, und zu denselben nach Erforderniß Sachverständige von A m ts­
wegen beizuziehen.

I n  minder wichtigen F ällen  können zur V ornahm e einzelner A m tshandlungen von der politischen Behörde die 
betreffenden Gemeindevorstände abgeordnet werden.

Ueber die ganze V erhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen, welches das Ergebniß des erzielten Uebereinkom- 
m ens, oder wenn ein solches nicht zu S ta n d e  gekommen ist, die Ergebnisse der mündlichen Erörterung mit den Erklärungen  
der Widersprechenden und ihrer B egründung, dann mit den allfälligen  Gegenbemerkungen der Gesuchsteller zu enthalten hat.

§ . 6 3 .
S in d  Unternehmungen zur Benützung der Gewässer mit gewerblichen B etriebsanlagen  verbunden, so sind die 

nach diesem Gesetze erforderlichen Am tshandlungen, so v iel a ls  thnnlich, unter E inem  mit den dnrch die Gewerbeordnung  
vorgeschriebenen Verhandlungen zu pflegen.

§ . 6 4 .
Nach Beendigung aller erforderlichen Erhebungen und Verhandlungen hat die politische Behörde über Z u lä s ­

sigkeit, Um fang, A rt und B edingungen der Unternehmung, sowie über die Nothwendigkeit und das M a ß  der D ienstbar­
keiten oder Grundabtretungen das m it Entscheidungsgründen versehene Erkenntniß zu fällen, oder, wenn die Angelegenheit 
ihren W irkungskreis überschreitet, ( § .  5 4 )  dieselbe der Vorgesetzten Behörde zur Entscheidung vorzulegen.

B e i Ertheilung der B ew illigu n g  ist jedenfalls die Frist zu bestimmen, binnen welcher die genehmigte A nlage  
bei sonstigem Erlöschen des verliehenen Rechtes vollendet sein muß. D iese Frist kann au s rücksichtswürdigen G ründen ver­
längert werden.



Beilage 91. 337

§• 6 5 .

I n  dem Erkenntnisse der politischen Behörde ist beim Eintritte der im  Reichsgesetz-Z. 1 7  vvrgezeichneten B e ­
dingung zugleich eine vorläufige Bestim m ung über die A rt und G röße der zu leistenden Entschädigung zu treffen, welche 
letztere bei Abgang eines Einverständnisses der etwa vorhandenen Tabulargläubiger bei der Tabularbehörde zu erlegen ist.

W enn die Betheiligten  sich dabei nicht beruhigen, fo ist der B etrag  der Entschädigung durch gerichtlichen B e ­
fund mit Zuziehung beider T heile zu bestimmen.

Doch darf die A usübung der Dienstbarkeit oder die Enteignung nicht gehindert werden, sobald daS Erkenntniß 
der politischen Behörde in  Rechtskraft erwachsen und der vorläufig ermittelte Entschädigung«- oder Ablösungsbetrag gericht­
lich erlegt oder die jährliche Entschädigung sichergestellt worden ist.

§. 66.

W urde gegen ein Unternehmen, gegen welches in öffentlicher B eziehung kein Anstand obwaltet, ein auf einem  
PrivatrechtSlitel gegründeter Einspruch erhoben, über welchen die politische Behörde auf G rund dieses Gesetzes zu entschei­
den nicht berufen ist, so hat dieselbe zu versuchen, denselben im gütlichen W ege beizulegen. G e lin g t dieß nicht, so hat die 
politische Behörde lediglich die Entscheidung zu fällen, daß das Unternehmen in öffentlicher B eziehung zulässig sei.

Z u r Austragung der privatrechtlichen Einwendungen bleibt der Rechtsweg Vorbehalten.

§ .  6 7 .
I s t  über den Zweck, Umfang und die A rt der A usführung eines genossenschaftlichen Unternehmens zur E n t ­

wässerung oder Bewässerung von Grundstücken oder zu Schutz- oder R egulirungsbauten eine E in igung der B etheilig ten  
nicht erfolgt, so kann sowohl von einzelnen Betheiligten , a ls  auch von jeder G em einde, in welcher das Unternehmen a u s ­
geführt werden soll, bei der zuständigen politischen Behörde auf die Entscheidung angetragen werden, ob und bezüglich  
welcher Liegenschaften die dagegen Stim m enden  der Genossenschaft beizutreten verpflichtet sind.

D ieser Antrag muß mit einem, von Sachverständigen entworfenen P la n e  und Kostenüberschlagc des U nterneh­
m en s versehen sein und den übrigen Anforderungen deS § . 5 6  entsprechen.

D e r  Kostenaufwand, welchen die Antragsteller au s A nlaß des Einschreitens und Verfahrens bestritten haben, 
ist denselben auf ihr V erlangen, in soweit er von der politischen Behörde a ls  nothwendig anerkannt w ird, von der G e ­
nossenschaft zu ersetzen.

§. 68.

D ie  Behörde hat zu bestimmen, welche Liegenschaften und in welcher Ausdehnung bei B ild u n g  der G enossen­
schaft a ls  betheiligt anzusehen sind ( R . G . § .  2 1 ) ,  hierauf den P la n  und Kostenanschlag in G em äßheit des § .  5 7  zu prüfen, 
und wenn der P la n  keinem öffentlichen Interesse widerstreitend befunden worden ist, mit Zuziehung sämmtlicher Thcilnehm er  
die etwa nothwendig oder zweckmäßig erkannten Abänderungen in dem P la n e  vornehmen zu lassen, und nach v o llstän ­
diger Aufklärung aller einschlägigen Verhältnisse den Umfang des Unternehmens festzusetzen.

§ . 6 9 .
Nach erfolgter Festsetzung deS gemeinschaftlichen Unternehmens ist das V erhältniß der dafür oder dagegen ab­

gegebenen S tim m e n  zu ermitteln, wobei diejenigen, welche sich gar nicht oder nicht bestimmt erklärt haben, den gegen das  
Unternehmen S tim m en den  beizuzählen, oder, fa lls  von ihrer Einbeziehung in  die Genossenschaft abgestanden wurde, unbe­
rücksichtigt zu lassen sind.

§ . 7 0 .
E rgibt sich für das gemeinschaftliche Unternehmen nicht die gesetzlich erforderliche Stim m enm ehrheit, oder zeigt es  

sich, daß ungeachtet der gesetzlichen Stim m enm ehrheit die Erfordernisse des Reichsgesetz-Z. 2 1  nicht vorhanden sind, daher 
ein Z w an g gegen die M inderheit nicht gerechtfertigt ist, so hat daS weitere Verfahren zu entfallen und die behördliche E n t­
scheidung sich auf den mit Beweggründen zu begleitenden AuSspruch zu beschränken, daß die den B eitr itt Verweigernden hiezu 
nicht verhalten werden können.

S te llt  sich dagegen beim Vorhandensein der gesetzlichen Stim m enm ehrheit für d as Unternehmen die A usübung  
eines Z w an ges gegen die M inderheit nach dem Gesetze a ls  begründet dar, so hat die Behörde d as Verfahren nach den 
§ § .  5 9 , 6 0 , 6 1  und 6 2  fortzusetzen und in  dem nach 8 8 -  6 4 , 6 5  und 6 9  zu fällenden Erkenntnisse zugleich über die 
Verpflichtung zum E intritte in  die Genossenschaft zu entscheiden.

§ - 7 1 .
S teh en  sich Ansprüche der Unternehmer entgegen, so wird (unbeschadet der Vorschrift der 8 8 -  3 4 0  und 3 4 1  

a. b. G . B .)  die Theilnahm e am Wasser folgendermaßen geregelt:
a ) Treten neue Unternehmungen mit schon bestehenden Anlagen in W iderstreit, so sind vor allem die rechtm ä­

ßigen Ansprüche in B ezug ans schon bestehende A nlagen sicherzustellen und erst dann die neuen Ansprüche nach Thunlichkcit 
zu befriedigen;
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b ) kommen neue Unternehmungen überhaupt, oder bestehende Unternehmungen wegen eines WasterüberschusteS 
unter sich in  W iderstreit, so gebührt zunächst derjenigen Unternehmung der V orzug, welche von  überwiegender Wichtigkeit 
für die VolkSwirthschaft ist.

B leibt darüber ein Zweifel, so ist daS vorhandene Master nach Rücksichten der Billigkeit, namentlich durch 
Festsetzung gewisser Gebrauchszeiten oder durch andere den Gebrauch desselben zweckmäßig regelnde Bedingungen in der A rt zu ver­
theilen, daß jeder Anspruch bei sachgemäßer und wirthschaftlicher Einrichtung der Anlagen soweit a ls möglich befriedigt wird.

Können aber nicht alle B ew erber betheilt werden, so sind vorzugsweise jene Ansprüche zu berücksichtigen, welche
die vollständigere Erreichung deS angestrebten Zweckes und die mindeste B elästigung D ritter voraussehen lasten.

D iese Grundsätze sind analog auch in  den F ällen  in Anwendung zu bringen, w o wegeu eingetretenen W aster- 
m angelS bereits bestehende WasterbenützungSansprüche nicht vollständig befriedigt werden können; w obei übrigens bestehende 
Uebereinkommen oder erworbene besondere Rechte vor A llem  zu schützen sind und in  W iderstreit hierüber der ordentliche 
Richter zu erkennen hat.

§ .  7 2 .

D ie Berufung gegen die Entscheidungen der politischen Bezirksbehörde geht an die politische Landesstelle, die 
Berufung gegen die Entscheidung der letzteren an daS Ackerbauministerium, wenn aber die Berufung gegen ein S tra fe r- 
keuntniß gerichtet ist, an das Ministerium des Inn ern .

J ed e  B erufung ist bei der politischen B ehörde, welche in  erster In sta n z die V erhandlung gepflogen hat, binnen
1 4  T agen  nach Kundmachung der Entscheidung schriftlich oder mündlich einzubringen.

§ .  7 3 .
D ie  rechtzeitige B erufung hat aufschiebende W irkung. B e i G efahr im  Verzüge kann jedoch ungeachtet der er­

fo lgten  B erufung von der politischen B ehörde die V orn ah m e der zur B eseitigung der G efahr unbedingt n o tw en d igen  V or­
kehrungen bew illigt werden.

§ .  7 4 .
D ie  A usführung aller nach diesem Gesetze einer B ew illigu n g  bedürfenden A nlagen unterliegt der Oberaussicht 

der politischen Behörden.
Dieselben haben sich nach erfolgter Ausführung der Anlagen von deren Uebereinstimmung mit der ertheilten 

Bewilligung, bei Trieb- und Stauwerken insbesondere von der richtigen und zweckmäßigen Setzung des S taum aßes die 
Ueberzeugung zu verschaffen und die Beseitigung der dabei etwa wahrgenommenen M ängel und Abweichungen zu veran- 
lasten.

§ • 7 5 .

D ie unmittelbare Aufsicht über alle Anlagen zur Benützung, Leitung und Abwehr der Gewässer führen die 
Ortspolizeibehörden, welche in dringenden Fällen ohne Verzug daS im Interesse der öffentlichen Sicherheit N otw endige 
vorzukehren, wo aber keine Gefahr im Verzüge ist, vorerst die Anordnung der zuständigen politischen Behörde einzuholen haben.

Kommen die Verpflichteten den von der Ortspolizeibehörde erhaltenen Aufträge binnen der festgesetzten Frist
nicht nach, so ist dieselbe befugt, die notw endigen Arbeiten auf Kosten der Säum igen bewerkstelligen zu lasten.

§ . 7 6 .

D ie Kosten für kommistionelle Erhebungen und Verhandlungen in Parteiangelegenheiten hat diejenige P arte i 
zu tragen, welche die Einleitung deS Verfahrens angesucht oder durch ihr Verschulden und insbesondere durch muthwillige 
Einwendungen veranlaßt hat.

D ie politische Behörde hat zu erkennen, wie diese Kosten bei gemeinschaftlichem Interesse auf die Parteien an­
gemessen zu vertheilen sind und in wieweit der Sachfällige die durch sein Verschulden dem Gegner verursachten Kostende»
Verfahrens zu ersetzen hat.

D ie Kosten der Untersuchung wegen Gesetzübertretungen fallen dem Schuldigerkannten zur Last.

§ . 7 7 .

B ei jeder politischen Behörde ist ein Vormerkbuch (Wasterbuch) nebst Wasterkarten zu führen, worin sämmtliche 
im Bezirke bereits bestehende und auf G rund dieses Gesetzes neu erworbene Wasserbenützungsrechte, sowie die B e­
stimmungen bezüglich der Höhe der S taum aße und die darin verfallenden Acnderungen mit Beziehung auf die zu G rund­
liegenden Entscheidungen in Uebersicht gehalten werden müssen.

Bezüglich der E intragung der Wastergenostenschasten sind außerdem die Bestim m ungen des ReichSgefetz-8- 2 2  
zu beobachten.

Jederm ann steht eS frei, daS Wasterbuch und die darin bezogenen ämtlichen Verhandlungen, sowie die Waster­
karten einzusehen und gegen Entrichtung der vorschriftsmäßigen Gebühr Abschriften aus demselben zu nehmen.

§ .  7 8 .
D ie Einrichtung und Führung deS WasterbucheS und der Wasterkarten wird im Verordnungswege geregelt.
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Sechster Abschnitt.

Lchlußbestimmungen.

§ .  7 9 .

Dieses Gesetz hat mit dem sechzigsten Tage nach der Kundmachung in Wirksamkeit zu treten.
M it diesem Tage treten alle Gesetze und Verordnungen, welche sich auf die Gegenstände diese» Gesetze« 

Beziehen und mit den Bestimmungen desselben in Widerspruch stehen, außer Kraft.

§ . 8 0 .

D ie nach den früheren Gesetzen erworbenen Wafserbenützungs- oder sonstigen, auf Gewässer sich beziehenden 
Privatrechte bleiben aufrecht.

D er Bestand und Umfang solcher Rechte ist nach den früheren Gesetzen zu beurtheilen, die Ausübung derselben, 
sowie daS Verfahren richten sich nach diesem Gesetze.

M it dem Vollzüge dieses Gesetzes werden die M inister für Ackerbau, Justiz, ÄnnereS und Handel beauftragt.
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üeridjt öes Sc§uMlusfti)iif|cs
über die

KegrerungsborlNge, betretend das Gesetz zur Kegelung der Kechtsberhält- 
mm  des Uehrerslandes an den Mntlrchen Volksschulen.

Hoher Landtag!
D er dem h. Landtage von der H. Regierung vorgelegte und von demselben in der 7. Sitzung dem SchulauS- 

schuße zur Berathung und Berichterstattung überwiesenen Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse dek 
Lehrerstandes an den öffentlichen Volksschulen ist in 4  Abschnitte getheilt und behandelt 

im I .  Abschnitte: die Anstellung, 
im I I .  Abschnitte: das Diensteinkommen,
im I I I .  Abschnitte: die Disziplinarbehandlung und Entlassung deS Lehrpersonals und
im IV . Abschnitte: dessen Versetzung in den Ruhestand und die Versorgung seiner Hinterbliebenen.
Diesen 4  Abschnitten sind einige Uebergangs- und Schlußbestimmungen beigefügt.
D er vorliegende Gesetzentwurf schließt sich enge an den Gesetzentwurf im betreff der Errichtung, Erhaltung und 

deS Besuches der öffentlichen Volksschulen an, und in so weit der Schulausschuß in dem Entwürfe deS letzteren Gesetzes 
von der Regierungsvorlage abweichende Bestimmungen zu beantragen für nothwendig fand, mußte derselbe auch bei dem 
Gesetze betreffend die Rechtsverhältnisse des LehrerstandeS auf jene abweichenden Bestimmungen Rücksicht nehmen.

D ie wichtigsten dießbezüglichen Bestimmungen sind in den §§. 37 und 38 des Gesetzes zur Regelung der E r­
richtung, Erhaltung und deS Besuches der öffentlichen Volksschulen enthalten, in welchen der Schulausschuß die Aufrechter­
haltung des gesetzlichen Schulpatronates bis zur Regelung desselben im Wege der Landesgesetzgebung und die Bestimmung 
beantragte, daß die Errichtung und Erhaltung der Volksschulen im allgemeinen eine Angelegenheit der S c h u l g e m e i n d e  
(deS Schulspreugels) und nur die Errichtung und Erhaltung der Bürgerschulen eine Angelegenheit des S c h u l b e z i r k e s  
zu sei» habe, — während die Regierungsvorlage in denselben §§ . die Aufhebung deS gesetzlichen Schulpatronates feststellt, 
und die Errichtung und Erhaltung aller Volksschulen den S c h u l b e z i r k e n  zur Besorgung zuweist.

M it Berücksichtigung dieser abweichenden Bestimmungen und in Folge dessen bei Aufrechterhaltung des G rund­
satzes, daß demjenigen, welcher die Lasten der Schule zu tragen hat, auch der größte Einfluß auf dieselben zu wahren sei, 
beantragt der Schulausschuß in dem 1. A b s c h n i t t e  des in Rede stehenden Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse des 
LehrerstandeS, Abänderungen in den §§ . 1, 3, 6, 7, 18 und 20  der Regierungsvorlage, wornachdie Konkursausschreibung 
und das PräsentationS- (ErnennungS) Recht, —  unter W ahrung der den Patronen gesetzlich zustehenden Rechte, —  im
Allgemeinen den Schulgemeinden, und nur rücksichtlich der Bürgerschulen den Schulbezirken und nicht, wie es die Regie­
rungsvorlage n o m itt, in allen Fällen den Schulbezirken znstehen solle.

Aus denselben Gründen und von dem gleichen Grundsätze geleitet, beantragt in dem 2. A b s c h n i t t e  der 
Schulausschuß Abweichungen von der Regierungsvorlage und namentlich in dem §. 21 in so ferne, daß rücksichtlich des 
Diensteinkommens des Lehrpersonals von der, von der H. Regierung vorgeschlagenen Eintheilung der Schulgemeinden in 4  
Klaffen Umgang genommen und im Allgemeinen der Iahresgehalt der Lehrindividuen über Vorschlag derjenigen, welche die 
Schule zu errichten und zu erhalten verpflichtet sind, von der Landesschulbehörde festgesetzt werde, und in den §§ . 22 und 
23 in so ferne, daß die IahreSgehalte nicht in 4  Klaffen getheilt, sondern nnr die m i n d e s t e n  Beträge festgestellt werden, 
unter welche bei Normirung jener Gehalte (§. 21) nicht herabgegangen werden darf und welche für die Bürgerschulen in 
Laibach mit 600 fl. und in anderen Bezirken mit 400  fl., und für die übrigen Volksschulen in Laibach mit 500  fl. und 
in den anderen Gemeinden mit 300  fl. bestimmt werden.

I n  dem §. 25 hat der Schulausschuß die Bestimmung der hohen Regierung, daß Kollekturen bei den einzelnen 
Ortseinwohnern nicht mehr stattfinden dürfen, aus dem Grunde abgelehnt, weil solche Kollekturen theilweise daS DiensteS- 
einkommen der Lehrindividuen namhaft beeinflußen und der Abfall derselben dieses Einkommen nicht unbedeutend schmälern 
würde.

Eine wesentliche Abweichung von der Regierungsvorlage beantragt der Schulausschuß in dem §. 30, betreffend 
die DienstalterSznlagen. D er Schulausschuß konnte sich nämlich für die von der H. Regierung vorgeschlagenen 1 0 %  Quin* 
qucnalzulagen aus dem Grunde nicht aussprechen, weil durch dieselben einerseits eine nach Ansicht des SchulauSschußesder 
Leistungsfähigkeit nicht entsprechende Belastung der Schulgemeinden und des Landes begründet würde, anderseits aber auch 
die von dem Schulausschuße beantragten 10°/0 Dezimalzulagen den gerechten Ansprüchen altgedienter Lehrindividuen auf 
Verbesserung ihrer Lage möglichst entsprechen.



Den § . 31 der Regierungsvorlage hält der SchulauSschuß im Hinblick aus die §§. 21, 22 und 30  für ent­
behrlich und beantragt dessen Weglassung.

Aus ähnlichen Gründen, wie bei den §§. 21 , 22 und 30  stellte der SchulauSschuß in dem §. 31 (32  Regie­
rungsvorlage) die Funklionszulagen für die Direktoren und Oberlehrer inner den Gränzen von 2 0 0 —50 fl. fest, während 
dieselben von der H. Regierung inner den Gränzen von 300  — 50  fl. vorgeschlagen wurden.

I n  dem §. 33 bestimmt die Regierungsvorlage die Quartiergeldentschädigung mit 40  beziehungsweise 30  P er- 
zent deS IahrgehalteS, der SchulauSschuß hingegen erachtet es für angemessener, daß jene Entschädigung von Fall zu Fall 
bestimr werde, und beantragt daher in dem bezüglichen § . 32 nur die Zuweisung einer „ e n t s p r e c h e n d e n "  Q uartier- 
geldentschädigung.

I n  dem §. 42 endlich normirt die Regierungsvorlage, daß sich jedes M itglied des Lehrstandes in Zukunft von 
der Versehung des M eßner- (Küster) Dienstes zu enthalten habe. D a  aber in mehreren der gegenwärtig bestehenden Schulen 
die Einkünfte des Lehrers und M eßners vereint und untrennbar enscheinen, so glaubte der SchulauSschuß, um dem Lehrer 
jene Einkünfte auch für die Zukunft zu erhalten, es für genügend, in dem §. 41 festzustellen, daß der Lehrer sich von der 
„ p e r s ö n l i c h e n "  Versehung des Meßnerdienstes zu enthalten habe, weil dadurch sein Ansehen und seine Unabhängigkeit 
genügend gewahrt erscheint, und ihm durch den Meßnerdienst die der Schule zu widmende Zeit nicht entzogen wird.

Die übrigen Bestimmungen des II. Abschnittes sind in dem vom Schulausschuße angenommenen Entwürfe gleich­
lautend jenen der Regierungsvorlage.

Die Bestimmungen des III. Abschnittes über die DiSziplinarbehandlung und Entlastung des Lehrpersonals hat 
der Schulausschuß unverändert in der Art angenommen, wie sie in der Regierungsvorlage festgestellt werden.

Auch bei den Bestimmungen des IV. Abschnittes, betreffend die Versetzung des Lehrpersonales in den Ruhe­
stand und die Versorgung seiner Hinterbliebenen, pflichtete der Schulausschuß der Regierungsvorlage, mit Ausnahme beiden
§§. 61, 73, 74, 75, 81 und 82 derselben, bei, welche §§. in den bezüglichen §§. 60, 72, 73, 74, 80  und 81 deS 
Schulausschußentwurfes eine Abweichung erlitten. Diese Abweichung besteht im §. 60  (Regierungsvorlage) darin, daß die 
Regierungsvorlage die F  u n k t i o  n s z u l  a g e n der Direktoren und Oberlehrer auch als bei dem Ausmaße der Ruhegenüße 
anrechenbare Theile des IahresgehalteS sestsetzt, während nach Ansicht des SchulansschußesdieFunktiouszulagen als Remu­
nerationen für besonders geleistete Dienste anzusehen und daher bei Bestimmung der Ruhegenüsse nicht in Betracht zu ziehen 
sind. Folgerichtig muß hiernach auch die Verpflichtung des Lehrpersonales, 10 Perzente der Funktionszulage an die Pensi- 
onskasse zu entrichten (§. 8 0  Regierungsvorlage §. 81) entfallen.

I n  den §§. 72, 73 und 74 wurde statt des 20. das 18. Lebensjahr der Kinder als dasjenige normirt, bis 
zu welchem die Erziehungsbeiträge zu leisten sind.

I n  dem §. 82 der Regierungsvorlage endlich werden als besondere Zuflüsse auch unter
1. jene gesetzlichen Beiträge und Verlassenschaften, welche bisher dem Normalschulfonde zuflosten und
2. die auf das Land entfallenden Gebahrungsüberschüße des Schulbücherverlages, —  drr Pensionskasse zuge­

wiesen. D a aber der Rormalschulfond zu Folge §. 52 des vom Schulausschuße vorgelegten Gesetzentwurfes, betreffend die 
Errichtung, Erhaltung und der Besuch der öffentlichen Volksschulen, eine andere Bestimmung hat, da die unter 1. und 2, 
angeführten Zuflüsse dem Rormalschulfond bisher eine auch für die Zukunft schwer entbehrliche Einnahmsquelle sind, da 
ferner zu erwarten ist, daß die Pensionskasse mit den ihr in den §§. 80  und 81 angewiesenen Zuflüssen den an dieselbe 
zu stellenden Ansprüchen Genüge zu leisten in der Lage sein wird, und da endlich laut §. 82 (83 Regierungsvorlage) ohne­
dem das jährliche Defizit der Pensionskassa aus Landnsmitteln, somit vorerst aus dem Normalschulfonde zu bedecken ist; 
so beantragt der Schulausschuß die Streichung der Punkte 1 und 2, des §. 82 der Regierungsvorlage, wornach die oben 
^angeführten Zuflüsse auch fernerhin dem Normalschulfonde zukommen sollen.

Bei den Uebergangs- und Schlußbestimmnngcn entfällt der §, 86 der Regierungsvorlage aus dem Grunde, 
weil der §. 21, auf welchen sich §. 86 bezieht, eine wesentliche Abänderung erlitt und sohin der §. 86 gegenstandslos 
wurde, —  und der §. 88 der Regierungsvorlage aus dem Grunde, weil er durch den §. 88 des vom Schulausschuße 
vorgelegten Gesetzentwurfes ersetzt wird, welcher feststellt, daß die Behandlung der Lehrer rücksichtlich der Dienstalterszula- 
gen, dann die Behandlung derselben, ihrer Witwen und Waisen in Ansehung der Nuhebezüge und Bersorgungsgenüfse nach 
dem gegenwärtigen Gesetze n u r  b e z ü g l i c h  j e n e r  D i e n s t z e i t  Platz zu greifen hat, welche nach dem Eintritte der 
Wirksamkeit dieses Gesetzes in, Lehramte zugebracht wird, —  wogegen solche in Betreff der bis dahin zurückgelegten Dienst­
zeit nach den bisher geltenden Vorschriften S ta tt  findet.

I n  dem §. 91 wurde der Zusatz der Regierungsvorlage (§. 93) und der Erlassung der nöthigen Instruktionen 
als selbstverständlich weggelassen.

D er Schulausschuß unterbreitet nun im Anschluß- das von ihm nach M aßgabe des vorstehenden Berichtes ent­
worfene Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse deS Lehrcrstandes dem hohen Landtage mit dem Antrage, demselben 
die Genehmigung zu ertheilen, und nach erfolgter Beschlußfaffung den Landesausschuß mit der Erwirkung der allerhöchsten 
Sanktion deS Gesetzes zu beauftragen.

L a i b a c h  am 17. Oktober 1869.

Dp. E. H. C o s ta ,
Obmann.

M. Lipoid,
Berichterstatter.
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(Enthmrf eines Gesetzes
zur Regelung der Rechtsverhältnisse des Lehrerstandes an den öffentlichen Volksschulen deS HerzogthumS Kram.

M it Zustimmung des Landtages M eines Herzogthums Krain finde Ich  anzuordnen, wie folgt:

I .  A b s c h n i t t .

Von -er  Anstellung des Lehr - Personals.

§. i.
B ei jeder Erledigung einer Lehrstelle an einer öffentlichen Volksschule nimmt die Ortsschulbehörde und rücksichtlich

der Bürgerschulen die Bezirksschulbehörde sofort die Konkursaufchreibung vor.

§• 2.
D ie Äonkursausschreibung soll nebst Bezeichnung der Kategorie und des Dienstortes für jede erledigte S telle

den damit verbundenen mindesten Jahresgehalt und die M odalitäten seiner eventuellen Steigerung, sowie die beizubringenden
Behelfe nahmhast machen und die Bewerber anweisen, ihre Gesuche bei der betreffenden Ortsschulbehörde einzubringen.

§ . 3.
D ie Bekanntmachung der Konkursausschreibung erfolgt in dem amtlichen Landesblatte und in einem oder 

mehreren anderen, nach dem Ermessen der betreffenden Schulbehörde zu bestimmenden namentlich fachmänischen O rganen 
der öffentlichen Preffe.

§■ 4.
D er Termin zur Einreichung der Gesuche muß mindestens auf sechs Wochen festgesetzt werden. D ie Bewer­

bungsgesuche bereits angestellter Lehrindividuen sind im Wege der Vorgesetzten Bezirksschulbehörde einzubringen, welche ihr 
Gutachten sofort beizufügen hat. Verspätet einlangende oder innerhalb des Konkurs-Term ines nicht gehörig dokumentirte 
Gesuche dürfen nicht berücksichtigt werden.

§ . 5.
Die Ortsfchulbehörde sammelt die Gesuche und erstattet binnen vier Wochen an die Bezirksschulbehörde einen 

Vorschlag zur Besetzung der erledigten Stelle.

§• 6.
Wo bei einer Schule ein Scknlpatronat nicht besteht, steht daß Präsentations-(Ernennnngs-)Recht der Schul­

gemeinde, und bezüglich der Bürgerschulen dem Schulbezirke zu, und wird von denselben O rganen ausgeübt, welche zur 
Besorgung der ökonomischen Angelegenheiten der Schulgemeinde und des Schulbezirkes berufen sind. (§§. 38 und 39 des 
Landesgesetzes zur Regelung der Errichtung und E rhaltung, sowie des Besuches der öffentlichen Volksschulen.)

§• 7.
W ird eine Schule nicht von der Schulgemeinde oder vom Schulbezirke erhalten, so steht demjenigen, welcher 

sie erhält, das Präsentations-(Ernennungs-)Recht zu.

§. 8.

Ein Präsentationsrecht, welches Jemanden ohne Verpflichtung zur Tragung der P a tro n a ts la s te n  zusteht, erlischt 
mit dem Beginne der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes.
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§• 9.
Wenn das Präfentations-(Ernennungs-)Recht nicht einer Behörde zusteht, welcher der Bezirksschulinspektor 

«mgehört, hat die Bezirksschulbehörde an die Präsentations-(Ernennungs-)Berechtigten ein über jeden einzelnen Bewerber 
sich aussprechendes Gutachten zu erstatten, welches dem Präfentations-(Ernennungs-)Akte (§. 10) beizuschließen ist.

§. 10.

D er Präsentations-(Ernennungs-)Berechtigte wählt innerhalb vier Wochen, ohne an den Vorschlag der O r ts ­
schulbehörde oder eine von ihr ausgestellte Reihenfolge der Kandidaten (§. 5) beziehungsweise an das Gutachten der 
Bezirksschulbehöade (§. 9 )  gebunden zu sein, den ihm am meisten geeignet scheinenden Bewerber au s, und zeigt ihn unter 
Vorlage der ihn betreffenden Akten sofort der Landesschulbehörde an.

§. H .
Die Präsentation (Ernennung) darf an keinerlei Bedingung geknüpft werden; jede dieser Bestimmung zuwider

etwa eingegangene Verpflichtung eines Bewerbes ist ungiltig und rechtlich unwirksam.

§. 12.

W ird die Präsentation (Ernennung) von der Landesschulbehörde beanständet (§. 50  Al. 4  des Reichsgesetzes 
vom 14. M ai 1 8 6 9 ), so ist die Verhandlung mit Angabe der gesetzlichen G ründe, welche der Anstellung entgegenstehen, 
an den Präfentations-(Ernennnngs-)Berechtigten zurückzuleiteu, welchem es überlassen bleibt, binnen vierzehn Tagen eine 
andere Präsentation (Ernennung) vorzunehmen oder den Rekurs an den M inister für Kultus und Unterricht zu ergreifen.

§ . 13-
W ird die Präsentation (Ernennung) von der Landesschulbehörde, nicht beanständet, so fertigt sie unter Berufung 

auf dieselbe das Anstellungsdekret a u s , weist dem Ernannten sein Dienst-Einkommen an und erläßt den Auftrag an die
Bezirksschulbehörde, entweder durch einen Delegirten aus ihrer M itte oder durch den Vorsitzenden der Ortsschulbehörde die
Beeidigung des Ernannten und seine Einführung in den Schuldienst vornehmen zu lassen.

§• 14.
D er Präfentations-(Ernennungs-)Berechtigte ist einzuladen, sich bei der Beeidigung und Einführung des Ernannten 

in den Schuldienst durch einen Abgeordneten vertreten zu lassen.

§. 15.
Nimmt der Präsentations-(Ernenuungs-)Berechtigte binnen der gesetzlichen Frist (§§. 10 und 12) keine Präsen­

tation ("Ernennung) v o r, tritt für diesen Fall die Landesschulbehörde in seine Rechte ein.

. §. 16.
Jede in Gemäßheit der §§. 1— 15 vorgenommene Anstellung eines Lehrers oder eines mit dem LehrbefähigungS- 

Zeugniffe versehenen Unterlehrers ist eine definitive. Doch muß jeder im Lehrfache Angestellte sich einer Versetzung, welche 
die Bezirks- oder Landesschulbehörde ans Dienstesrücksichten anordnet, fügen, foferne er dabei keinen Entgang an 
Bezügen erleidet.

§. 17.
Auch bei solchen Versetzungen müssen die bestehenden Vorschlags- und Präsentations-Rechte berücksichtigt werden.

§. 18.
Heber die bloß nach dem Dienstrange sich richtende Vorrückung einer niederen Gehaltsstufe in eine höhere oder 

die Verleihung einer Dienstalterszulage entscheidet die O r ts - ,  rücksichtlich die Bezirksschulbehörde ohne Konknrsausschreibung.

§ . 19.
S o ll nicht eine einfache Vorrückung nach dem Dienstrange, sondern eine Beförderung in eine höhere G ehalts­

stufe stattfinden, so muß dasselbe Verfahren eingehalten werden, welches für die Besetzung einer erledigten Dienststelle 
vorgezeichnet ist (§§. 1— 15).

§. 20.

D ie Ernennung von Lehrern für nicht obligate Lehrfächer sowie jene der Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten 
in den §. 15. AI. 2 und 3 des Reichsgesetzes vom 14. M ai 1869 bezeichnten Fällen ist in gleicher Weise, wie jene der 
anderen M itglieder des Lehrstandes, jedoch ohne Konkursausschreibung, von der betreffenden Schulbehörde vorzunehmen.



344 Beilage 92.

II. Abschnitt.

Von dem Dieusteinkommen des Lehr - Personals.

§• 21.

D er Jahresgehalt, der Lehrindividuen wird über Vorschlag derjenigen, welche die Schule zu errichten und zu 
erhalten verpflichtet sind (§§. 3 7 — 3 9  des Landesgesetzes zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Besuches 
der öfsentl. Volksschulen) von der Landesschulbehörde festgesetzt.

§• 22 .

D er mi n d e s t e  Betrag des festen Iah resgehaltes, beträgt in der Landeshauptstadt Laibach 5 0 0  fl., in den 
übrigen Gemeinden 3 0 0  fl.

§ •  2 3 .

F ü r Lehrstellen an Bürgerschulen ist der m i n d e s t e  Betrag des festen Jahresgehaltes eines Lehrer« in der 
S tg d t Laibach mit 6 0 0  fl., in den übrigen Bezirken mit 4 0 0  fl. festzustellen.

§• 2 4 .

Alle fixen Geldbezüge, welche dem Lehrer aus Verbindlichkeiten einzelner Personen, aus Stiftungen u . dgl. 
zufließen, werden (vorbehaltlich der W ahrung ihrer Bestimmungen zu einem speziellen Zwecke) von der Gemeinde für 
Rechnung der Schule eingehoben.

8- 2 5 .

D ie veränderlichen Geldgaben sind mit dem Durchschnitterträgniffe der letztverfloffenen drei Jah re  sofort in 
einen fixen Bezug für Rechnung der Schule umzuwandeln; Absammlungen von Neujahrsgeldern bei den einzelnen O r ts ­
einwohnern u. dgl. dürfen nicht stattfinden.

§ .  2 6 .

S o  lange die Naturalgiebigkeiten nicht abgelöst sind, werden sie nach dem Durchschnitte der Marktpreise aus 
den Jah ren  1 8 3 4 — 1 8 6 3  (nach Ausscheidung des Jah res  mit dem höchsten und jenes mit den niedrigsten Preisen) oder, 
wo keine Marktpreise ermittelt werden können, nach einer Abschätzung durch Sachverständige (unter Berücksichtigung der 
obigen Durchschnittszeit) in einem fixen Geldbeträge für Rechnung der Schule in Anschlag gebracht.

§ .  2 7 .

D ie Nutzungen von Acker-, G arten- (W eingarten), G ras- oder W aldland, dessen Besitz mit der Lehrstelle 
verbunden ist, werden so zu Geld veranschlagt, daß vom Katastral - Reinerträge jeder Parzelle die darauf haftenden S teuern  
ammt Zuschlägen abgezogen werden.

§ .  2 8 .

D a s  nach der Veranschlagung der Naturalgiebigkeiten (§. 2 6 )  und der Stützungen (§. 2 7 )  von dem mindesten 
Betrage des festen Jahresgehaltes eines Lehrers noch Abgängige muß ihm von der Schulgemeinde, rücksichtlich vom 
Schulbezirke in barem Gelbe u. zw. in monatlichen Antizipat-Raten bezahlt werden. I s t  mit einer Lehrstelle bereits gegen­
wärtig ein höheres Einkommen verbunden, so ist dasselbe ihrem jetzigen Inhaber ungeschmälert zu erhalten.

§ .  2 9 .

D er M icthwerth der Dienstwohnung, oder die in Ermanglung einer solchen anzusprechende Q uartirgeld-
Entschädigung, ferner Remunerationen, Aushilfen, Zulagen u. dgl. dürfen von dem festen Jahresgehalte nicht in Abzug
gebracht werden.

§. 30.
Lehrer, welche in definitiver Anstellung zehn Ja h re  lang an einer und derselben öffentlichen Volksschule 

ununterbrochen und mit entsprechendem Erfolge gewirkt haben, erhalten für die Zeit ihrer ferneren Thätigkeit an dieser Schule 
eine in monatlichen Antizipatraten flüssige Dienstalterszulage mit 10 Perzenten ihres Jah resgehaltes, und unter denselben
Bedingungen für je weitere 10 Jah re  wieder je 10 Perzent ihres Jahresgehaltes.
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§. 31.
Den Direktoren der Bürgerschulen gebührt eine Funktionszulage in Laibach von 200  fl., in den übrigen 

Bezirken von 100 fl., ebenso gebührt den Oberlehrern der übrigen 3 oder mehrklassigen Volksschulen eine Funktionszulage 
in Laibach von 100 fl., in den übrigen Gemeinden von je 50  fl., welche in den gleichen R aten mit dem festen Jah res  
gehalte behoben werden kann. D ort wo die Gehaltsstufen bestehen, wird ein Direktor oder Oberlehrer durch seine 
Ernennung zugleich in die höchste Gehaltsstufe eingereiht.

8- 32.
Jeder Leiter einer Schule hat das Recht auf eine mindestens aus zwei Zimmern und den erforderlichen Neben­

lokalitäten bestehende W ohnung, welche ihm, wo möglich, im Schulgebäude selbst anzuweisen ist. Kann ihm eine solche nicht 
ausgemittelt werden, so gebührt ihm eine entsprechende Quartiergeldentschädigung.

§. 33.
Den übrigen Lehrern steht das Recht auf freie Wohnung nur insofern z u , als sie bei Beginn der Wirksamkeit, 

dieses Gesetzes schon im Besitze einer solchen standen. D as  Gleiche gilt von einer Quartiergeld-Entschädigung, in deren 
Besitze sie bereits stehen; eine solche muß ihnen auch zuerkannt werden, wenn ihnen die innegehabte W ohnung entzogen wird.

§. 34.
Eine mit Grundstücken dotirte Lehrstelle (§. 27) gibt auch Anspruch auf den Besitz und die Benützung der 

erforderlichen Wirthschaftsräume.
§ . 35.

D er Gehalt eines Unterlehrers ist mit 60 Perzenten des mindesten IahresgehalteS eines Lehrers in derselben 
Gemeinde (§. 22) zu bemessen.

§. 36.
E in  Recht auf freie Wohnung hat ein Unterlehrer nur dann, wenn er bei Beginn der Wirksamkeit des gegen­

wärtigen Gesetzes schon im Besitze einer Naturalwohnung sich befindet. D a s  gleiche gilt von einer Quartiergeldentschädigung, 
in deren Besitze er bereits steht, eine solche muß ihm auch zuerkannt werden, wenn ihm die innegehabte Wohnung 
entzogen wird.

§. 37.
S o  lange Unterlehrer nicht definitiv angestellt sind, bedürfen sie zu ihrer Verehelichung die Genehmigung der 

Bezirksschulbehörde.
§ . 38.

Die Besoldung des weiblichen Lehrpersonals wird nach den für das männliche aufgestellten Grundsätzen 
<§§. 21— 37) geregelt; doch sind alle Bezüge nur mit 8 0 %  jener Ziffern zu normiren, welche unter gleichen Verhältnissen 
auf M änner entfallen würden.

§• 39.
Die Lehrer der nicht obligaten U nterrich tsfächer, sowie die Lehrerinen der weiblichen Handarbeiten, in dem im 

§ . 1 5  Al. 2 uud 3 des Reichsgesetzes vom 14. M ai 1869 bezeichneten Fällen erhalten eine fixe Rem uneration, welche 
von der betreffenden Schulbehörde nach M aßgabe der wöchentlichen Unterrichtsstunden bestimmt wird.

§ . 40.
Alle an einer öffentlichen Volksschule provisorisch oder definitiv angestellten Lehrpersonen haben sich jeder N e­

benbeschäftigung zu enthalten, welche dem Anstande und der äußeren Ehre ihres S tandes widerstreitet oder ihre Zeit auf 
Kosten der genauen Erfüllung ihres Berufes in Anspruch nimmt oder die Voraussetzung einer Befangenheit in Ausübung 
des Lehramtes begründet.

§. 41 .
Jedes Mitglied des LchrstandeS hat sich von dem Zeitpunkte a n , mit welchem die Reguliruug seiner Bezüge

nach den §§. 22 bis 32 des gegenwärtigen Gesetzes durchgeführt ist, der Ertheilung des sogenannten Nachstunden-Unter-
richtes und der persönlichen Versetzung des M eßner- (Küster-) Dienstes zu enthalten.

§ . 42.
Die Bezirksschulbehörde hat bei Überschreitungen des im §. 41 ausgesprochenen Verbots sofort strengstens

Amt zu handeln, bei Wahrnehmung von Verletzungen des im §. 4 0  enthaltenenen Verbots aber dem Betreffenden eine hoch-
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stenS sechswöchentliche Frist zu setzen, binnen deren er entweder dem Schuldienste oder der Nebenbeschäftigung zu entsagen 
hat. Gegen diese Aufforderung steht der Rekurs an die Landesschulbehörde offen, welcher binnen acht Tagen zu ergreifen 
rnib mit aller Beschleunigung zu erledigen ist.

III. A b s c h n i t t .

Von -er  Disriplinarbehan-lnng UN- Entlassung - e s  Lehrpersonals

§. 43.
Jedes pflichtwidrige Verhalten von definitiv oder provisorisch angestellten Lehrpersonen wird als Dienstesver­

gehen entweder von dem Leiter der Schule oder von der Bezirksschulbehörde mündlich oder schriftlich unter Hinweisung 
aus die gesetzlichen Folgen wiederholter Pflichtverletzung gerügt, oder durch die Landesschulbehörde mittelst einer D isciplinar- 
strafe geahndet.

§ . 44 .
Solche Disciplinarstrafen sind:

a )  der V erw eis;
b) die Entziehung des Vorrückungsrechtes oder des Anspruches auf die DienstalterSzulage;
c ) die Versetzung an eine andere Lehrstelle.

§. 45 .
D er Verweis wird stets schriftlich ertheilt und hat die Androhung strengerer Behandlung für den Fall wieder­

holter Pflichtverletzung zu enthalten. Nach dreijährigem tadellosen Benehmen des Betroffenen wird diese S tra fe  nicht
weiter in Anrechnung gebracht.

. § .  46 .
D ie Vorrückung in eine bestimmte höhere Gehaltsstufe oder die Bewilligung einer bestimmten Abstufung der 

Dienstalterszulage (§. 30) kann auf ein oder mehrere Jah re  aufgeschoben oder gänzlich abgesprochen werden.

§ . 47.
D ie strafweise Entziehung der Funktion eines Oberlehrers oder Direktors und hiedurch erfolgende Zurückver-

fetzung solcher Personen in die Kategorie der Lehrer kann mit oder ohne Aenderuug des Dienstortes stattfinden.

§ . 48 .
Sow ohl in diesem Falle , als auch bei der strasweisen Versetzung an eine andere Lehrstelle desselben Bezirks 

hat das Disciplinar-Erkenutniß zugleich den R ang zu bestimmen, mit welchem der Betroffene in das Lehrperfonale feines 
Dienstortes künftighin einzureihen ist.

§ . 49.
Bevor gegen ein M itglied des Lehrstandes eine Disciplinarstrafe verhängt w ird , ist der Thatbestand akten. 

mäßig festzustellen und dem Beschuldigten zu seiner Rechtfertigung vorzuhalten. W ird die Rechtfertigung nur mündlich 
vorgebracht, so muß sie zu Protokoll genommen werden. S te llt sich die (mündliche oder schriftliche) Rechtfertigung als 
genügend heraus, so ist dieß dem Beschuldigten schriftlich bekannt zu geben.

§ . 50.
D ie Landesschulbehörde ist bei Verhängung der im §. 45 bezeichnten Disciplinarstrafen an keine stufenweise 

Aufeinanderfolge derselben gebunden.
§ . 51 .

D ie Entlassung vom Schuldienste kann jedoch in der Regel erst dann verhängt werden, wenn ungeachtet des 
Vorausgehens mindestens e i n e r  Disciplinar-Bestrafung neuerdings erhebliche Vernachlässigungen oder Verletzungen von 
Dienstpflichten stattfinden. N ur gegen Denjenigen kann die Entlassung sofort Platz greifen, welcher sich eines groben 
Mißbrauches des Züchtigungsrechtes, einer gröblichen Verletzung der Religion und S it te , oder eines mit der dienstlichen 
Stellung unvereinbaren staatsbürgerlichen Verhaltens schuldig gemacht hat.

§ . 52 .
D ie Entlastung vom Schuldienste ist von der Landesschulbehörde ohne DiSeiplinar - Erkenntniß anzuordnen, 

wenn eine strafgerichtliche Verurtheilung erfolgte, welche die Ausschließung des Betroffenen von der Wählbarkeit in die 
Gemeindevertretung nach sich zieht. (Ab. 3 des §. 48  des Reichsgesetzes vom 14. M a i 1869.)
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§. 53 .
Jede Entlassung vom Schuldienste ist dem M inister für Kultus und Unterricht anzuzeigen, welcher davon den 

Landesschulbehörden der übrigen im Reichsrathe vertretenen Länder M ittheilung macht.

§ . 54.
D ie Suspension vom Amte und den damit verbundenen Bezügen muß von der Bezirksschulbehörde für die 

D auer der gerichtlichen oder disciplinaren Untersuchung verhängt werden, wenn das Ansehen des Lehrstandes die sofortige 
Entfernung des in Untersuchung Gezogenen vom Dienste für die D auer der Untersuchung verlangt. E in  Rekurs gegen 
die verfügte Suspension hat keine aufschiebende Wirkung.

§ . 55.
Erscheint die Erhaltung des Snspendirten oder seiner Familie gefährdet, so hat die Bezirksschulbehörde gleich­

zeitig den Betrag der ihm zu verabreichenden Alimentation auszusprechen, welcher höchstens zwei Drittheile des zur Zeit 
der Suspension genossenen Iahresgehaltes (§§. 2 2 , 3 0 , 31) betragen darf. Erfolgt späterhin eine Schuldloserklärung, 
so gebührt ihm der Ersatz des zeitweise» Verlustes am Diensteinkommen.

IV. Abschnitt.

Von -er  Versetzung des Lehrpersonais in  den Ruhestand und der Versorgung seiner Hinterbliebenen.
§. 56.

D ie Versetzung eines Mitgliedes des Lehrstandes in den Ruhestand findet statt, wenn dasselbe nach tadelloser
Dienstleistung wegen allzu vorgerückten Lebensalters, wegen schwerer körperlicher oder geistiger Gebrechen oder wegen an­
derer berücksichtigungswertheu Verhältnisse zur Erfüllung der im obliegenden Pflichten untauglich erscheint. S ie  kann 
entweder auf Ansuchen der betreffenden Person oder ohne ein solches Ansuchen von Amtswegen verfügt werden.

§ . 57.

Freiwillige Dienstentsagung oder eigenmächtige Dienstesverlaffnng berauben des Anspruchs auf die Versetzung 
in  den Ruhestand. A ls freiwillige Dienstesentsagung wird auch jede Verehelichung einer Oberlehrerin oder Lehrerin, sowie 
die ohne Genehmigung der Bezirksschulbehörde (§. 37) stattgefundene Verheiratung eines noch nicht definitiv angestellten 
Unterlehrers angesehen.

§. 58.

D ie Verfassung des Schuldienstes zufolge der freiwilligen Dienstentsagung oder der Versetzung in den
Ruhestand kann ohne besondere Bewilligung der Landesschulbehörde nur mit dem Ende eines Schuljahres erfolgen, zu
welcher Zeit auch die Räumung der Dienstwohnung und die Uebergabe des mit der Lehrstelle verbundenen Besitzes an 
Grundstücken stattzufinden h at, über deren Nutzungen nach §. 77 zu entscheiden ist.

§ . 59 .
D a s  Ausmaß des Rnhegenuffes (der Abfertigung oder Pension) ist einerseits von dem Jahresgehalte, andererseits 

von der Dienstzeit des in Ruhestand Versetzten abhängig.

§. 60.
D er anrechenbare Jahresgehalt ist derjenige, welcher unmittelbar vor der Versetzung in den Ruhestand bezogen 

wurde. Jene Dieustalters-Zulagen (§. 3 0 ) , welche dem mindesten Jahresgehalte dort Zuwachsen, wo kein Vorrückungsrecht 
in höhere Gehaltsstufen besteht, sind als Theile dieses Jahresgehaltes zu betrachten.

§ . 61.
Anrechenbar ist jene Dienstzeit, welche ein Mitglied der Lehrstandes nach bestandener Lehrbefähigungs-Prüfung 

an einer öffentlichen Schule zugebracht hat. (§. 56 des Reichsgesetzes vom 14. M a i 1869.) Eine Unterbrechung hebt 
die Anrechnung der bereits vollstreckten Dienstzeit nicht auf, wenn sie erwiesenermaßen außer Schuld und Z uthun des 
betreffenden Lchrindividnums lag.

§ . 62.
Denjenigen, die bei ihrer Versetzung in den Ruhestand eine anrechenbare Dienstzeit (§. 61) von zehn Jah ren  

noch nicht vollstreckt haben, gebührt nur eine Abfertigung, welche mit dem anderthalbjährigen Betrage des anrechenbaren 
Jahresgehaltes (§. 60) zu bemessen ist.
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§. 63.
D iejenigen, welche vom Beginne des eilften bis zur Vollendung des fünfzehnten anrechenbaren DienstjahreS 

(§ . 61 ) in den Ruhestand versetzt werden, erhalten ein D rittheil des anrechenbaren Iahresgehaltes als Pension. M it dem 
vollendeten fünfzehnten Dienstjahre erhalten sie den Anspruch auf drei Achttheile; mit jedem weiter zurückgelegten Q uin- 
quennium auf ein ferneres Achttheil, mit dem beendeten vierzigsten Dienstjahre auf den ganzen Betrag des anrechenbaren 
Jahresgehaltes (§. 60) als Pension.

§ . 64.
D ie Versetzung in den Ruhestand ist entweder eine dauernde oder eine zeitweilige. I n  letzterem Falle hat 

der Betroffene nach Behebung des jene Versetzung begründenden Hindernisies seiner Thätigkeit sich nach der Weisung der 
Landesschulbehörde im Schuldienste wieder verwenden zu lassen oder auf seinen Ruhegenuß zu verzichten. Auch im 
ersterem Falle erlischt der Rnhegennß, wenn der in dauernden Ruhestand Versetzte einen mit Gehalt dotirten Dienst 
übernimmt.

§• 65.
Die Witwen und Waisen der M itglieder des Lehrstandes haben nur dann einen Versorgungsanspruch, wenn 

der verstorbene G atte und V ater selbst zu einem Ruhegeuusse berechtigt gewesen wäre.

§. 66.
D ie Witwen und Waisen der mit dem Lehrbefähigungszeugnisse versehenen Unterlehrer, welche ohne die 

erforderliche Bewilligung (§. 37) sich verehelichten, haben keinen Versorgungsanspruch.

§ . 67.
D ie W itwe eines Mitgliedes des Lehrstandes, welches zur Zeit seines Todes noch nicht das zehnte anrechenbare 

D ienstjahr (§. 61) vollendet hatte, erhält eine Abfertigung mit einem Vierttheile des letzten von dem Verstrobenen bezogenen, 
anrechenbaren Iahresgehaltes (§. 60).

§. 68.
W enn der Verstorbene bereits das zehnte anrechenbare Dienstjahr (§. 61) vollendet hatte, so gebührt der 

W itwe eine Pension, welche mit dem Drittheile des letzten von dem Verstorbenen bezogenen anrechenbaren Iahresgehaltes 
(§. 60 ) zu bemessen ist.

§ . 69.
W urde die Ehe mit dem verstorbenen Gatten erst während des Ruhestandes eingegangen, oder die eheliche 

Gemeinschaft ohne Schuld des Gatten vor feinem Tode durch gerichtliche Scheidung aufgehoben, so hat die Witwe keinen 
Anspruch ans einen Ruhegenuß.

§ . 70.
I m  Falle einer Wiederverehelichung kann die G attin  sich für einen abermaligen Witwenstand die Pension

Vorbehalten oder einen zweijährigen Betrag jener Pension als Abfertigung annehmen.

§ . 71.
F ü r jedes Kind des Verstorbenen, welches eine pcnsionsberechtigte Witwe zu verpflegen hat, gebührt ihr ein

Erziehnngbeitrag und ist so zu bemessen, daß ihre Pension stimmt allen Erziehungsbeiträgen nicht die Hälfte des vom
verstorbenen Gatten und Vater zuletzt bezogenen, anrechenbaren Iahresgehaltes (§. 60) überschreitet.

§ . 72.
D er Erziehungsbeitrag eines jeden Kindes erlischt mit der Zurücklegung des 18. Lebensjahres oder mit dem 

T age einer noch früher erlangten Versorgung.
§. 73.

W enn nach einem verstorbenen M itglieds des Lehrstandes keine Witwe vorhanden ist oder dieselbe keinen 
Anspruch auf einen Ruhegenuß hat (§. 6 9 ) ,  so gebührt allen unversorgten Kindern des Verstorbenen, welche das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zusammen im Falle des §. 67, dieselbe Abfertigung, welche der Witwe zugestanden 
wäre, im Falle des §. 68 aber eine Konkretal-Pension, welche mit dem Sechstheile des letzten vom Verstorbenen bezogenen 
anrechenbaren Iahresgehaltes zu bemessen ist.
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§. 74.
Diese Konkretal-Pension erlischt erst mit dem T age, an welchen, kein unversorgtes Kind des Verstorbenen unter 

dem Alter von 18 Jah ren  vorhanden ist.

§. 75.
W enn die Witwe eines Mitgliedes des Lehrstandcs sich wieder verehelicht, so tritt an die S telle der Erzieh- 

ungsbcitrLge (s. 71) für die Kinder des Verstorbenen die Konkretal-Pension (§. 7 3 ) ;  behält sie sich für den Fall eines 
abermaligen Witwenstandes das Wiederaufleben ihrer Pension vor, so bezieht sich dieser Vorbehalt auch auf die Erzieh­
ungsbeiträge, so daß bei dem Eintritte jenes Falles sofort die Konkretal-Pension der Kinder erlischt.

§■ 76.
W itwe und Kinder eines in aktiver Dienstleistung verstorbenen M itgliedes des Lehrstandcs haben das Recht, 

die N aturalw ohnnng desselben noch ein V ierteljahr lang zu benützen oder den ihm zustehcnden Q uartiergeldbetrag fü r den 
nächstverfallenden Erhebungsterm in zu beziehen.

§• 77.
Die Nutzungen eines zur Dotation der Schulstelle gehörigen Grundstückes (g. 27) gehören den Erben eines 

in aktiver Dienstleistung verstorbenen Mitgliedes des Lehrstandes nur dann, wenn der Todesfall zwischen dem 1. J u n i und
31. Oktober erfolgte. Außer diesem Falle haben die Erben bloß Anspruch auf den Ersatz jener Auslagen, welche zur 
Gewinnung dieser Nutzungen gemacht wurden.

§. 78.
Wenn der letzte von einem in aktiver Dienstleistung verstorbenen Mitgliede des Lehrstandes bezogene anrechen­

bare Jahresgehalt 600 fl. nicht überstieg und der Nachlaß zugleich nicht hinreicht, die Krankheits- und Leichenkosten zu 
bestreiten, gebührt den Erben des Verstorbenen ein Viertel jenes Jahresgehaltes als Kondukt-Quartal.

§. 79.
Z u r  Deckung der Ruhegcnüsse fü r dienstuntauglich gewordene M itglieder des Lehrstandes, so wie zur B efriedi­

gung der Versorgnngsansprüche ihrer Hinterbliebenen wird eine Pensiouskasse errichtet, welche die Landcsschulbchördc verwaltet 
(§. 57 des Reichsgesetzes vom 14. M a i 1869).

§. 80.
Säm m tliche M itglieder des Lehrpersonales, welche nach abgelegter Lehrbefähigungs-Prüfung eine Dienststelle 

erlangen, sind verpflichtet, 10  Perzente ihres ersten nach erfolgter R egulirung bezogenen, fü r den Ruhegenuß anrechenbaren 
Jah resgchaltes und ebensoviel von dem B etrage jeder ihnen später zn T heil werdenden Gehaltsaufbesserung oder D ienst­
alterszulage, überdies aber jährlich 2 Perzente ihrer für den Ruhegennß anrechenbaren Jahrcsbezüge an die Pensionskasse 
zu entrichten.

§. 81.
A ls besondere Zuflüsse werden der Pensionskasse zugcwiesen:

1. die Juterkalaricn für erledigte Lehrstellen, soweit sie nicht den Erben eines verstorbenen Direktors, Oberlehrers 
oder Lehrers zufallen (§§. 77, 78) oder durch die Remuneration des Hilfslehrers in Anspruch genommen werden

2. die Strafgelder, welche in Folge von Strafverfügungen der Schulbehörden eingchen.

§. 82.
D e r zur Deckung der jährlichen Ausgaben der Pensiouskasse noch weiters erforderliche B etrag  wird au s Lan­

desmitteln zugeschossen.

§. 83.
Ueberschüsse, welche sich in dem Jahres-Einkommen der Pensionskasse (§§. 8 0 —81) ergeben, sind zu kapitali- 

siren und nur die Zinsen derselben in die nächste Jahresrechnung einzubeziehen.

§. 84.
Pensionen, welche M itgliedern des Lehrstandes oder Hinterbliebenen derselben schon jetzt gebühren, müssen von 

den bisher zu ihrer Bestreitung Verpflichteten auch fernerhin bezahlt werden.
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Aebergangsbestimmungen.

§. 85.
Jede Bezirksschulbehörde legt sofort bei Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes einen Kataster sämmtlicher 

Lehrstellen des Bezirkes an und stellt dabei das Einkommen fest, welches dem gegenwärtigen Inhaber einer jeden derselben 
nach den §§. 2 2 — 39 gebührt.

§. 86 .

D ie auf den erwähnten Kataster (§. 85) gegründete Regulirung der Bezüge sämmtlicher M itglieder des Lehr 
standes muß spätestens ein Ja h r  nach Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes vollständig durchgeführt sein.

§• 87.
Innerhalb  desselben Zeitraumes hat auch die Thätigkeit der Pensionskasse zu beginnen. Bei der Regulirung

der Bezüge jedes Mitgliedes des Lehrstandes ist der von ihm nach §. 80  zu entrichtende Beitrag bei der Kasse des Schul­
bezirkes in Vorschreibung zu bringen.

§. 88.
Die Behandlung der Lehrer rücksichtlich der Dienstalterszulage (§. 30), dann die Behandlung derselben, ihrer 

Witwen und Waisen in Ansehung der Ruhebeziige und Bersorguugsgenüsse nach dem gegenwärtigen Gesetze hat nur bezüglich 
jener Dienstzeit Platz zu greifen, welche nach dem Eintritte der Wirksamkeit dieses Gesetzes im Lehrainte zugebracht wird, 
wogegen solche in Betreff der bis dahin zurückgelegten Dienstzeit nach den bisher geltenden Vorschriften S ta t t  findet.

Schlußbestimmungen.

§. 89.
D a s  gegenwärtige Gesetz tritt m it B eginn des der Kundmachung nachfolgenden Schuljahres in Wirksamkeit.

§• 90.
M it dem Beginne der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes treten alle auf Gegenstände desselben sich

beziehenden bisherigen Gesetze und Verordnungen außer K raft.

§. 91.
M it der Durchführung dieses Gesetzes ist der M inister für K ultus und Unterricht beauftragt.



Priloga 93. 351

P o r o ö i l o
odseka, postavljenega za pretresovanje sporocila o delovanju

dezc lnega  odborn.

Slavni dezelni zbor!

Odsek, kteremu je  slavni deieln i zbor naroöil, da pregleda in pertrcsc sporoöilo defcelncgn od-
bora v svojem delovanji, je to delo dovrsil, in sklenil näslednje pvedloge, ktcre bo, kolikor bo se tieba,
poroöevalec ustmeno utrjeval, pred slavni zbor prinesti:

K § 2. Kor je volitev deielnega poslanca za Vrhniko, LoZ in Postojna odloLena dotlej, da. se 
po postavi od 2. jan. t. I. ustanove velike oböine, in da bo na Vrhniki nova volitev oböinskega zastop.i, in 
ker je  fceleti, da bi ti kraji pred ko mogoöe dobili svojega zastopnika, naj slavni zbor sklem -: Visoka
c. k. deäelna vlada se prosi, da bi kar najhitreje poskrbela, kar je  treba, da se na Vrhniki nova volitev  
oböinskega zastopa stori.

K § 4. Ze lansko leto je  izrekel slavni zbor Leljo, da bi se zelö pomanjkljive gruntne bukve 
na Kranjskem predelale, ter je  defcelnemu odboru dal nalog, da bi kakor za letoSnjo sesijo pripravil na- 
ört nove postave.

Deüelni odbor je  odloLil to delo iz ozira, da bi bilo prezgodaj, dokler niso dodelane dotiöne
pravne postave, posebno civilni pravdenski red.

Ali odsek je bil te niisli, da se notranja uravnava gruntnih bukev, ki spada po § 1 1  örki k  
osnovne postave o drüavnem zastopu v podroöje defcelnega zbora, dti prenarediti brez ozira na druge pravne 
postave; vendar je  sod il, da je  to delo preva&no in pretefcavno, da bi se moglo brez sodelovanja c. k. 
vlade vspesno in v kratkem öasu dognati, ter da bi se namen najlaglje in naj pred dal doseöi, ako bi c. k. 
vlada sama hotela tak naört predloiiti.

Odsek tedaj svetuje, naj slavni zbor sklene: Visoka c. k. vlada se prosi, da bi izdelala sedan-
jim okolSöinam primerni postavni naört o notranji uravnavi (innere Einrichtung) gruntnih bu k ev, ter ga 
prihodnjemu defcelnemu zboru predloLila.

K § 7. a) Slavni deLelni zbor naj sk len e: Po defcelnem odboru privoljena doklada oböinam
v Skocijanu pri HrovaSkem brodu, v Ömarjeti in na Raki od 31°/,, na neposrednje davke za poplaöanje 
stavbenih stroäkov za farov^ka gospodarska poslopja na eno leto; potem oböini Trati od 33% na nepo­
srednje davke za neogibne äolske stroSke za leto 1869, in poslednjiö katastralnim oböinam Kranjski gori 
in Rutam od 50°/o na neposrednje davke za leto 1869 se potrjuje.

b) Slavni defcelni zbor naj sk le n e : Visoka c. k. vlada se prosi, da se vsaj ie  do konca leta 
1870 dovolijo okrajne blagajnice, ali pa da se stroski za okrajne ranocelnike in okrajne babiee prevzaraejo 
na drfcavno blagajnico.

c) Slavni deäelni zbor naj sklene: DeÄelnemu odboru se nalaga, da izdela in v prihodnji se- 
siji predloäi postavni naört, kako naj se napravijo okrajni zastopi za kranjsko defcelo.

K § 10. Tudi odsek je  spoznal, da je  g. minister bogocastja in nauka ko je  z ukazom od 
10. febr. t. 1. vpeljal zaöasno (provizorno) Solsko nadzorstvo, prekoraöil ustavno mejo svojega opravilskega 
okroäja in posegel v pravice defcelnih zborov, ker je  skuSal po poti ukaza uravnati to, kar je  po §§ 1, 
11 in 13 drÄavne postave od 25. maja 1868 izrekoma postavodajstvu deLelnih zborov pridrÄano; odsek je  
spoznal, da bi bilo to ministrovo djanje, ko bi se bilo molöe in brez upora sprejelo, hudo nevaren prece- 
dens ustvarilo za prihodnjost, in da je tedaj dezelni odbor po dolfcnosti in pravici ravnal, ko je  zoper 
ukaz podal pravni upor in odrekel vsako udele^evanje pri dotiönih opravilih. Odsek tedaj svetu je: 
Slavni deäelni zbor naj sklene: „Ponasanje deüelnega odbora proti omenjenemu ukazu od 10. febr. t. 1.
se odobruje.“

Nadalje je  odsek previdel, da je  deielni odbor jako ustregel deäelnim potrebam s tem, da je  
dal natisniti zelo primerno knji^no: „Navod, kako naj ravnajo posamezni kmetje in cele oböine z gozdom .“ 
Zavolj prevelike vafcnosti, ki jo  imajo gozdi za naso deLelo, je  silno Sseleti, da bi se gospodarske vednosti 
bolj in bolj tudi med na§e prosto ljudstvo razSirile. Zatoraj svetuje odsek: Slavni zbor naj sk len e:
„Defcelnemu odboru se nalaga, naj 1000 eksemplarjev te knjiLiee po primerni poti brezplaöno razdeli med 
prosto ljudstvo.“
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Naposled je  odsek tudi za svojo dolänost spoznaval, slavnemu zboru spomniti zastran Sole za 
sadjerejo, vinorejo, svilarijo in öebelarijo za dolensko, ki je  bila lansko leto odloäena zavolj pomanjkanja 
dnarnih pomoökov, posebno zato, ker takrat vpraSanje zavolj inkameriranega deäelnega fonda Se ni bilo 
re&eno. Vendar je  deäelni odbor prejel nalog, naj iraa to reö naprej na skrbi, in naj z ozirom na finanöne 
rnoöi o zvr&evanju dotiönega sklepa od 1866. leta v  prvi prihodnji sesiji poroöa.

Ker pa deäela inkameriranega fonda noter do sedanje sesije ni nazaj dobila, je  naravno, da 
deäelni odbor na zvrSevanje tega sklepa ni mogel misliti. Ali zdaj, ko je  inkaraerirani fond deäeli povrnjen, 
utegne spet pravi öas biti, da se omenjene Sole zmislimo, ter odsek svetuje: Slavni zbor naj sklene:
„Deäelnemu odboru se nalaga, naj z ozirom na dotiöni lanski sklep svoje misli spet na to Solo obraöa, in 
o njej v prihodnji sesiji poroöa.“

K § 13. Vse hvale in pripoznanja vredno je  bilo po odsekovih mislih ponaSanje deäelnega od­
bor a glede na äalostne dogodke na Janöem in v Vevöah.

Prav in okolSöinam primerno je  dilo, da se je  deäelni odbor s podukom in svarilom obrnil do 
ljudstva; ali ravno tako neobhodno potrebno je  bilo, da se je  v spomenici do ministerstva potegnil za 
öast in korist deäele; da je  tako odvraöal nevarnosti in nadloge izjemnih naredeb, ki so grozile vsled  
tega, ker so se od drugih strani razmere nale, v veliko Skodo deäeli, pristransko, neresniöno in obrek- 
ljivo opisovale; ter da je  vis. c. k. vladi naznanil edino pravo pot, ki vodi do miru in sprave, namreö 
uresniöenje po ustavi zagotovljene narodne ravnopravnosti. Po odsekovih mislih je  zasluäil deäelni odbor 
s tem svojim delom pripoznanje in hvalo od cele na6e deäele, in zato se stavi predlog: Slavni deäelni 
zbor naj sklene: „Deäelnemu odboru se za njegove ponaSanje gled6 na dogodke na Janöem in v Vevöah 
pripoznanje izrekuje.“

K  § 15. Odsek svetuje: Slavni deäelni zbor naj sklene:
a) Odobruje se, da je  deäelni odbor avstrijsko-ogrsko bolniSnico v Galati pri Carigradu spoznal 

za splosno javno napravo.
b) Deäelnemu odboru se daje nalog, naj omenjene tri topovske cevi po primerni poti proda, 

toda ne pod cenilno vrednost.
Na koncu postavlja odsek Se sledeöa dva predloga:
Slavni deäelni zbor naj sklene:

a) Deäelni zbor jem lje predmete delovanjskega sporoöila, zastran kterih se niso posebni nasveti sta- 
vili, na odobrilno znanje.

b) Deäelnemu odboru se izrekuje za njegovo marljivo in vspeSno delovanje pripoznanje in zahvala.

Peter Kozler,
prvomestnik.

Svetec,
poroöevalec.
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zastran

g r u n t n e g a  (I ;i v k a

Slavni dezelni zbor!

Zavolj posebne vafcnosti, ki jo ima za naSo defcelo zadeva o gruntnem  davku, in zavolj poscbne 
skrbljivosti, s k tero  je vselej obravm lval slavni zbor to zadevo, je  sklenil odsek, kakor druga leta, tako 
tudi letos, zastran nje posebno poroöilo podati.

Lansko leto je slavni zbor pritrd il nasvetu, naj se z ozirom na to, da ima v kratkem  priti 
nova postava o gruntnem  davku, ne prosi veö, kakor prejSnja leta, od m inisterstva odpust davka po 
nekem  stanovitnem  percentu ali v nekem  stanovitnem  zneskn, am pak naj se gleda na to, da se bo po 
Njih V elicanstvu milostljivo izdani sklep od 31. decem bra 1864 na tanko dopolnoval. To je  danes staliSöe, 
na kterem  se  ̂nahajam o. In  odsek mora potrditi te r z vcseljem  naznanjuje, da fcelje po slavnem zboru 
lani v tem oziru do vis. c. k. vlade izreöene, niso neusliSane ost.ale.

K ar je nam reö slavni zbor lani od slavnega predsedstva c. k. deäelne vlade prosil, naj bi se 
po omenjencm NajviSjem sklepu od 31. decem bra 1864 gruntrii davek ne odpisoval samo zavolj slabe 
letine, am pak tudi zavolj preoblofcenja; potem naj bi se tisti zneski, ki se imajo zavolj preoblofcenja od- 
pisati, äe precej od zaöetka leta izloöili in ne tirja li; in potem naj bi se nasveti, koliko in kom u se ima 
kaj odpisati, konec vsacega leta in pred ko mogoöe predlagali, tem u vsemu popolnom a ustreza ukaz, ki 
ga je  izdalo c. k. (inanöne d irekcije  predsedstvo dne 19. avgusta t. 1. st. 929 do c. k. okrajnih  glavarstev  
in c. k. davkarij, in ki se nahaja v rokah  slavnega zbora v prilogi 37.

L e eno vpraSanje je  zdaj le , nam reö ali bodo tudi izvrSilni organi, t. j .  c. k. okrajna 
g lavarstva in c. k. davkarije  svojo nalogo natanko in vestno dopolnovali v tem obziru, da bodo, kolikor 
je  koli mogoöe, vse preobfoBene izkazovali, te r ne glede na veliki tru d  in tefcave, ki jih  iraa tako  delo, 
za to skrbeli, da bodo ti vsi, kolikor mogoöe v praviöni razm eri, deleäni dobrote, z NajviSjim sklepom  
od 31. decem bra 1864 jim nam enjene. Le ako tudi ti organi störe svojo dolänost, nadjati se je  priiner- 
nega in zdatnega vspeha, k er je znano, da vis. c. k. m inisterstvo, ki preoblofcenje naSe defcele z gruntnim  
davkom  £e od zdavnaj previdi in pripoznava, n ikdar ni odrekovalo privoljenja, da bi se ne odpisovalo 
vse, k ar se je  od teh n iijih  organov za odpis predlagalo. A ko pa ni'Lji organi za k teri k raj niö ne predloLs, 
potlej se samo ob sebi razum e, da m inisterstvo tudi nobenega odpisa privoliti ne more.

To je  bilo, k ak o r je  podoba, tudi krivo, da se je  za 1867. leto veö ko dve tre tjin i menj od- 
pisalo, k ak o r za 1866. leto; to je  krivo, da se nekim  okrajem  odpisujejo precejSnji zneski, a drugim , ki 
so tud i p reobloieni, niö; ali da se istem u okraju  eno leto odpiäe, drugo ne.

Iz  pridjanega izkaza pod ./• je razvidno, kako  se je  v im enovanih dveh letih po raznih okrajih
zastran  tega godilo. Vidi se, kako  razliöno se je  ravnalo, kako  ne enako je  bila dobrota razdeljena.

O dsek opominja za prim er le notoriöno ubozih okrajev  Koöevja, Ribnice in V elikih LaSö, 
kterim  se obe te leti ni skoraj öisto niö odpisalo.

Po vsem tem  je  eno gotovo namreö, ako hoöemo, da se blagosröni nam en Njih Veliöanstva 
izpolni, moramo z vso pazljivostjo na to gledati, da se pozvedbe, kdo je  preoblofcen, po vseh okrajih , in 
to kolikor mogoöe enakom erno störe. Zato bo treba, da se tista c. k. ok rajna glavarstva, ki so doslcj v 
tej reöi zaostajala, prebudd na Liveje d e lo v an je ; da öe potrebujejo kacega navoda ali navka, jim  se ta  
da, in k er je  posebno veliko na tem  lefceöe, da so zaupniki, ki se po finanönega vodstva ukazu  smejo 
privzeti, res zvedeni, zanesljivi in tud i p red ljudstvom  zaupanja vredni moäje, zato naj bi se priporoöilo
c. k . glavarstvom  v ta  nam en jem ati tudi take moLe, k tere  bi oböinski zastop sam zato izvolil.

O dsek je  tedaj sklenil slavnem u zboru neke, tem  ravno razlofcenim okoli&öinam prim erne
nasvete postaviti.

V rh  tega je  odsek pri pogovoru o gruntnem  davku  p rem iilja l in p re tresa l 6e neke druge ne- 
pravilnosti, k i naj bi se v zlajSavo davka plaöevalcev brL ko mogoöe odpravile.



354 Priloga 94 .

L judem  se nam reö izdajajo davkovske bukvice 6e zwirom  samo v nem ikcm  jez iku , öeravno 
je  2e zdavnaj obljubljeno, da bodo tudi v slovenskem .

Potem  je  pri nek ih  davkarijah  veökrat ta  navada, da ljudem , k i imajo na veö bukvic plaöevati,
öe kaj na odböt (ä  konto) prineso, jim  se to ne zaraöuna po prim eri na vse bukvice, am pak vöasi m enda
iz sarae lägoti (kom oditete) aamo na ene bukvice.

Potem  se pa laho zgodi, da je  na ene bukvice ves dolg za celo leto izplaöan, na druge pa za 
celo leto He ostane, in ljudje, ki so mislili, da je  znesek, ki so ga plaöali, vsaj za ene kvatre, ali m orebiti 
za pol leta za ves davek zalegel, ostanejo po om enjenem  ravnanju  äe naprej v dolgu in ru b e in i.

Poslednjiö se je  oineniio katastralne ream bulaeije, ki je  §e zm iraj v nasi defceli, in  odsek je
bil zastran nje te misli, da je  zdaj glede na novo postavo o zemlji6kem davku  najbrLe odveö, in da bi
labko prenehala, ali vsaj, ako se vladi zdi 8e potrebna, naj bi se vsaj n ikakorsn ji stroski veö obeinam 
ne nakladali, k e r ima po §. 14 om enjene nove postave vse lake stroäke sam a drfcava trpeti.

O dsek prinaöa tedaj sledeöe nasvete:
Slavni zbor naj s k le n e :
Slavno c. k. defcelne vlade, ozirom a c. k. finanöne direkeije  pvedsedstvo se p ro s i:

a) Naj blagovoli svojo pozornost obraöati na to, da se bo N ajviäji sklep, dotiöno njegov ukaz od 
19. avgusta t. 1. fet. 929 po vseh okrajih , kolikor koli mogoöe, enakom erno spolnoval, in te r v ta 
namen delovati na c. k. okrajna g lavarstva in c. k . davkarije , ako bo treba, z naukom  in 
spodbudo.

b) Naj blagovoli c. k. okrajnim  glavarstvom  priporoöiti, da bodo p ri pozvedovanju, kdo je  pre- 
obloäen, za zvedence in zaupnike privzem ali tudi tak e  moLe, k te re  oböinski zastop za ta namen 
naznani.

c) Naj blagovoli poskrbeti, da se davkovske bukvice izdado v nem skem  in slovenskem  jeziku .
d) Naj blagovoli c. k. davkarijam  u k a z a ti , da naj tistim  davkaplaönikom , k i na veö bukvic pla- 

öujcjo, njili deine plaöila (Theilzahlungen) k i se niso zapadle (fällig), kolikor je  mogoöe, na vse 
bukvice enakom erno zarajtujejo.

e) Naj blagovoli poskrbeti, da se vsi s tro lk i za katastralne ream bulaeije, öe te vsled nove postave 
o zcmljiSkem davku ne prenehajo, po §. 14 te postave, prevzem o na drLavo, in  se oböine od 
njih  re8ijo.

Peter HLozler,
prvomestnik.

Svetee,
poroäevalec.

Pregled
koliko se je vsled najvisega sklepa od 31. decembva 1804 raznim okrajem Kranjskega odpisalo gruntnega

davka s Iretinsko priklado za  leli 1866 in 1867.

i i n e  o k r a j a
2 a le to

I m e  o k r a j a
Z a leto

S te v . 1 8 6 6 1867 S te v . 1866 1867
fl- kr. fl- kr. fl. kr. fl. kr.

l B istrica 4 1 9 2 4 4 2 0 8 5 6 n 7 Metliku, 3 2 2 7 6 9  | 2 5 9 3 79
2 Brdo 6 0 8 2 4 2 : — — 18 M okronog 2 7 9 0 9 5 —
3 Örnomelj 5 6 0 4 4 3 ' 3 1 7 7 6 4 19 N ovo m esto 5 4 9 3 6 2951 72
4 Id rya 7 0 4 31 4 7 7 89 2 0 P la n in a 2 6 0 7 5 4 4 6 9 8 4
5 K ainn ik 6 1 0 28 — — 21 P ostojna 4 5 9 6 19 6 5 4 6 41
6 K oöevje — — — — 2 2 K adece 1 1 9 9 9 5 — —
7 K ostan jevica 2741 4 8 — — 2 3 R adolica 2 4 3 7 — —
8 K ranj 10 .661 95 — — 2 4 R ib nica — — — —
9 K ranjska gora 2 4 5 6 71 6 6 2 5 Senozece 3 6 9 5 3 9 *)

1 0 K rsko 3 5 6 3 4 3 — — 2 6 Trebno 3 7 3 3 4 5 1766 81
11 Lasöe (V el.) 104 73 — — 27 Trziö 195 7 — —
12 L itija 3 1 3 10 — 28 V ipava 2 6 4 4 78 2 8 9 7 4 5
13 L jubljana, m esto — — — — 2 9 Viänja gora 6 6 6 4 17 ; — —
14 Ljubljana, okolica 17 .6 6 7 2 0 — — 3 0 V rhnika 8 4 9 5 18 | __ —
15 Loka 5 0 2 3 9 2 — — 31 2uzem berk 1464 3 7 6 0 13
16 Loz 1 8 6 4 41 733 6 2

*) Senoiefe so bile to leto s Postojno zdruiene.
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Rericht Des 8 cfjuf=flusfd)u|ic8

über die

Grundzüge des künftigen Realschulgesetzes.

Hoher Landtag!
D er Schul-Ausschuß har, der Weisung des l). Landtages nachkommend, die Grundzüge berathen, welche 

dem LandeSauSschuffe bei Ausarbeitung des in der nächsten Landtags-Legion einzubringenden Reaifchulgesetzes als Leit­
faden seiner Anträge dienen sollen, und erstattet hierüber dem hohen Landtage folgenden

B e r i c h t .

D ie  erste  F r a g e ,  über welche man im Klaren sein muß, bevor an die gesetzliche Regelung des Real­
schulwesens Hand gelegt werden kann, ist die: „Ob in der  R e a l s c h u l e  e i n e  f achl i che B i l d u n g  der  studi -  
r e n d e n  J u g e n d  auch f e r n e r h i n  an  ge s t rebt  w e r d e n  s o l l " ?

Diese Frage har der Ausschuß aus folgenden Gründen zu v e r n e i n e n  befunden:
1. Weil durch das Volksschulgesetz die Einführung von Bürgerschulen normirt wird, und diese im Vereine 

mit einzelnen Fachschulen, deren Organisirung gleichfalls in Aussicht steht, die Zwecke der fachlichen Bildung zweifellos 
sicherer und besser erreichen werden, als dieß bisher die Realschule mit ihrem vereinzelten, auf wenige Stunden  
der Woche beschränkten fachlichen Unterrichte leisten konnte, wodurch also dieser Unterricht an der Realschule ent­
behrlich wird.

2. Weil bei jungen Leuten im Alter von 10— 14 Jahren der Geist für die Aufnahme eines speziellen fach­
lichen Wissens nicht reif genug ist, sie daher aus einem derartigen Unterrichte nicht jenen Nutzen ziehen können, welcher 
die dazu verwendete Zeit lohnen würde, —  einer Zeit, die viel nützlicher und lohnender einer oder der anderen Doctrin, 
für welche der Schüler die Geistesreife besitzt, zugewendek werden kann, was auf den

3. Grund führt, den nämlich, daß es hiedurch möglich — weil die Zeit gewonnen wird, dem jungen 
Menschen in der Realschule einen fremdsprachlichen Unterricht zu ertheilen, welcher dem Schüler nicht nur den Vortheil 
der Kenntnis; der gelehrt werdenden Sprache, sondern auch jenen einer höheren formalen Bildung und einer gründlicheren 
Kenntniß der eigenen Muttersprache zuwendet.

Ans den soeben nur in allgemeinen Umrissen skizzieren Erwägungen des Ausschusses ergab sich von selbst die 
z w e i t e  F r a g e ,  deren Beantwortung dem Landes-Ausschusse geliefert werden muß, damit er seiner Aufgabe entsprechen 
könne, nämlich: W e lc h e  F r e m d s p r a c h e  s o l l  zunächs t  an  der  R e a l s c h u l e  g e l e h r t  w e r d e n ?  Obwohl diese 
Frage, welche in der „Denkschrift zur Erläuterung des Entwurfes eine? Gesetzes, betreffend die Realschulen" mit großer 
Ausführlichkeit behandelt wurde, daselbst zum Nachtheile der lateinischen Sprache, welche daselbst ausschließlich dem 
Gymnasium zugewiesen wird, entschieden ist, so wurde der Ausschuß doch dahin einig, dieselbe für die Unterrichts-Be­
dürfnisse und Interessen des Landes Krain im entgegengesetzten S in n e  zu entscheiden und d ie  l a t e i n i s c h e  S p r a c h e
f ü r  di e  er s t en 4 J a h r g ä n g e  a l s  o b l i g a t e n  L e h r g e g e n  s t and zu empfehlen, wodurch dann die Realschule
den Charakter eines R e a l g y m n a s i u m s  anzunehmen hak.

D er hohe Landtag wird den Ausschuß von der Aufgabe loszählen, diesen wissenschaftlich unentschiedenen
S creit  fortzukämpfen und in den Versuch einer Widerlegung der Gründe der Denkschrift sich einzulassen; der Ausschuß 
glaubte vielmehr seiner Mission dadurch gerecht zu werden, daß er an die Motive der Denkschrift den Maafistab unserer 
krainischen UnterrichtSbedürfniffe, so wie jenen der Vermögensverhältnisse der des Unterrichtes bedürftigen Jugend anlegte 
und in dieser Weise kam er zu folgenden Gründen obiger Antwort:

1 . Wenn der Knabe »ach absclvirter vierclasslger Volksschule in eine Realschule tritt, in welcher die la­
teinische Sprache als obligater Lehrgegenstand gelehrt wird, so wird er dadurch sowol für das Obergymnasium, als auch 
für die Oberrealschule mit den nökhigen Vorkenntnissen ausgestattet, und es tritt sohin statt bereits im 1 0 ., erst im 13. 
oder 14. Lebensjahre desselben an seine Eltern und ihn die Aufgabe heran, über den künftigen Lebensberuf zu ent­
scheiden — eine Entscheidung, welche in diesem Alter ungleich leichter und über das Lebensglück des Knaben beruhigender
zu treffen ist, da sich in dieser Lebensperiode mit viel größerer Sicherheit über die Natur-Anlagen, über die Fähigkeiten 
des Knaben, über seine wirkliche oder nur eingebildete Vorliebe für diesen oder jenen Lebensberuf ein Urtheil
fällen läßt.

2. Aber auch für jene, welche nach der 4. Classe des Realgymnasiums sich dem pracrischen Leben zuwenden 
wollen —  oder was hier zu Lande die Regel ist, wegen des Mangels der nöthiqen Mittel zur Fortsetzung der Studien,
zuzuwenden genöthiget sind, ist die Kenntnis der lateinischen Sprache, insoweit sie sich dieselbe in den ersten 4 Jahren
ungeeignet haben können, nützlich, die darauf verwendete Zeit und Mühe keine verlorene, weil ihnen diese Sprache für
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einige Berufszweige (Pharmacie, Thierarzneikunde u. a. m.) unentbehrlich —  für alle aber als ethymologischer Schlüssel 
von hohem Nutzen ist, indem sie ihnen das Verständnis der zahllosen aus dieser Sprache herqeleileten W örter und 
hiedurch so vieler Schriften und Werke wesentlich erleichtert, welche zwar in einer bekannten, lebenden Sprache abgefaßt,
— doch aber voll von Fremdwörtern sind.

3. An das Realgymnasiums lassen sich mit dem größten Nutzen und mit ersprießlicher Verwerthung der 
daselbst erworbenen Kentnisse Fachschulen anschließen, welche nach ein- bis zweijährigem Besuche den jungen Menschen 
mit einer B ildung ausstatten, die ihn —  einen ernsten W illen vorausgesetzt —  als Gewerbsmann sorgenfrei in die
Zukunft blicken laßt.

4. Alle Fachmänner sind darüber einig, daß zu dem Zwecke, um dem jugendlichen Geiste eine höhere for­
male B ild u ng zuzuführen, und ihn zum vollständigen Verständnisse sowie zur gründlichsten Kenntnis; und W ürdigung
seiner Muttersprache zu leiten, die lateinische Sprache die entsprechendste und den lebenden, namentlich den romanischen
Sprachen vorzuziehen ist.

5. Auch die Erlernung der romanischen Sprachen, von denen der italienischen an anderer S te lle  dieses
Berichtes besondere Erwähnung gemacht werden will, wird durch die Kenntniß der lateinischen Sprache, der M utter aller
dieser Sprachen, wesentlich erleichtert.

E s  ließen sich noch viele andere Gründe anführen, die der Einreihung des S tu d iu m s der lateinischen Sprache
unter die obligaten Gegenwände der Realschule das W ort reden. D er  Ausschuß glaubte jedoch, auf die vielen im G e­
genstände erschienenen Fachschriften verweisen zu dürfen, die angeführten Gründe jedoch besonders hervorheben zu sollen 
und sie a ls genügend ansehen zu können, um den hohen Landtag zu bestimmen, der vom Ausschuss- vorgeschlagenen 
Aufnahme der lateinischen Sprache unter die obligaten Gegenstände des Realunterrichtes beizupflichlen und den Landes- 
Ausschuß anzuweisen, in diesem S in n e  das vorzulegende Realschulgesetz zu redigiren.

Nachdem der Ausschuß sich über diese Frage geeiniget Halle, wurde die 3. F r a g e  in Berathung gezogen: 
W e l c h e  l e b e n d e  S p r a c h e  in der Oberrealschule a l s  o b l i g a t e r  L e h r g e g e n s t a n d  v o r g e s c h r i e b e n
w e r d e n  s o l l ?

I n  dieser Richtung ist er zu dem Beschlüsse gelangt, dem hohen Landtage d ie  i t a l i e n i s c h e  S p r a c h  
als Obligatgegenstand der Oberrealschule zu empfehlen. Dieser Beschluß wird von dem regsten Bedürfnisse der B e ­
völkerung bevorwortet, welches in der geografischen Lage von Ärain und in dem Hauptverkehre seiner Einwohner mit 
Triest sich gründet. D ie  Richtigkeit und das Geivicht dieses M otive# ist durch die Thatsache erprobt, daß man keiner
anderen lebenden Fremdsprache im M unde der Bewohner von Krain — selbst auf dem flachen Lande —  so häufig begegnet, 
als der italienischen, ein sicheres Zeichen dafür, daß Krainer häufiger als es bei irgend einer anderen Sprache der Fall 
ist, in die Lage kommen, der italienischen Sprache zu bedürfen.

D ie  Erlernung der französichen und englischen Sprache kann mit voller Beruhigung als freie Lehrgegen- 
stände dem Privatfleiße überlassen werden.

D er Ausschuß hat weiter dem Grundsätze beigestimmt, den §. i \  der R eg. - V orlage dahin ausspricht, daß
d ie  Z a h l  d e r  ( S c h ü l e r  i n e i n e r  (El a f f e  i n  d e r  R e g e l  n i c ht  ü b e r  f ü n f z i g  steigen soll. Er empfiehlt den­
selben dem hohen Landtage als weitere Norm für den Landes-Auss'chuß bei Abfassung des Realschulgesetzes aus dem 
Grunde, weil eine ^Überschreitung der als R egel aufgestellten M arim alzahl nur von nachtheiligen Folgen für die Unter­
richtszwecke wäre.

Ebenso hat der Ausschuß der im §. 16 der R e g .-V o r l. gesetzlich normirten I n s t i t u t i o n  d e r  M a t u r i ­
t ä t s p r ü f u n g e n  vollkommen beizustimmen befunden und wäre dieselbe in die vom Landes-Ausschusse einzubringende 
Gesetzesvorlage aufzunehmen. Nachdem die Oberrealschule nur eine Vorbereitungsschule für die höheren technischen 
Lehranstalten ist, fe empfiehlt cs sich wo! von selbst, daß dem Sch üler nach Beendigung seiner S tu d ien  an der Realschule 
Gelegenheit geboten werde, sich ein legales B ew eism ittel über seine Vorbildung und deren Grad zu verschaffen.

Endlich ist der Ausschuß auch über die Frage schlüssig geworden, ob —  und um wie viel die Z ahl der
Jahrgänge an der Realschule erhöhet werden soll, und zwar dahin, dem hohen Landtage zu empfehlen, den Landes- 
Ausschuß anzuweisen, in dem Gesetzesentwurfe die Erhöhung der Jahrgänge auf die Zahl von sieben zu berücksichtigen.

D er Ausschuß hat in dieser Richtung den in der bereits erwähnten Denkschrift entwickelten Erwägungen  
beigepflichtet, auf Grund deren auch die Regier. - V orlage die Realschulen nach 7 Jahrgängen organisirt, und erlaubt 
sich zur Vermeidung von W iederholungen auf die Darstellung dieser S ch rift von S e ite  14 bis 16 Bezug zu nehmen.

Nachdem Hiedurch die wichtigsten Fragen gelöst sind, über welche dem Landes-Ausschusse bestimmte W eisungen  
des hohen Landtags gegeben werben müssen, damit er mit Erfolg in die Berathung der Gesetzesvorlage eintreten könne,
—  und damit dem Zustandekommen des Gesetzes in der nächsten Landtags-Session bei den Aenderungen, welche die 
Regier. - V orlage m Folge der vom hohen Landtage genehmigten Prizipien und allenfalls auch nach M aßgabe noch her- 
vertretender Erwägungen des Landes-AusfchusseS erfahren wird, auch von S e ite  der hohen Regierung keinerlei Hinder­
nisse in den W eg treten, erlaubt sich der Schul-Ausfchuß folgende zwei Anträge zu stellen:

D er hohe Landtag wolle
1. den in diesem Berichte entwickelten Prinzipien der Organistrung des Realschulwefens beistimmen;
2. den Landes-Ausschuß anweifen, auf Grund derselben den E ntw urf eines Realschulgesetzes auszuarbeiten, 

sich über denselben mit der hohen Regierung ins Einvernehmen zu setzen und ihn sohin in der nächsten Session  zur 
Berathung und Schlußfassung einzubringen.

Laibach den 1 8 . October 1869.

Dr. G. H. Costa,
Obmann.

Otto Br. Apfaltrern,
B e r ic h te r s ta tte r .
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Sporocilo flnancnega odseka
o proracunu posilne delalnice za leto 1870.

Slavni zbor!

Finanöni odsek je  proraöun zaklada posilne delalnice za leto 1870, ki mu je  bil v pretres 
iz ro ö en , dobro prevdaril, in s p rid rikom , da posebna razjasnila, ako bi treba b ilo , bode poroöevalec 
ustm eno dodal, in gledb na pro in jo  dr. D ragotina Bleiw eisa, nadzdravnika v posilnej delaln ici, za eno- 
m erno postavljenje z drugim i nadzdravniki v deieln ih  slu ibah  in za zboljian je stalne plaöe, nasvetuje 
sledeöe p red loge :

S lavni zbor naj sk lene:
P rv iö : V proraöun za leto 1870 se s tav ijo :

A. Potrehsei ne r
I. Letna plaia all «loliodki.

Za 1 o sk r b n ik a   787 gld. 50 kr.
Za 1 kontrolorja ............................................................................................  525 „ — „

S k u p a j ......................................... 1312 gld. 50 kr.

II. Stanovanje (stanovlna).

Za 1 a d j u n k t a  126 gld. — kr.
Za 1 nadpaznika.................................................................................................  52 „ 50 „

S k u p a j ............................  . 178 gld. 50 kr.

III P ostran iilna  (dodatki).

1. Na drvah za kurjavo, in sicer oskrbniku 10 seinjev, 
adjunktu 10 seinjev, 2 nadpaznikoma po 6 sein jev , 5 paznikom 
vsakemu po 6 seinjev, tedaj skupaj 62 seinjev drv za kurjavo po
6 gld. seienj ............................................................................................................ 372 gld. —  kr.

2. Za sveöavo, in sicer oskrbniku in adjunktu vsakemu po 
36 funtov, 1 nadpazniku 18 funtov, 1 nadpazniku 12 funtov, 5 paz­
nikom vsakemu po 12 funtov, tedaj skupaj 162 funtov sveö po 44 kr. 71 „ 28 „

3. Na kruhu 2 nadpaznikoma in 18 paznikom vsakemu
po 1% funta na dan, funt po 4 1/ ,  kr.................................................................  492 „ 75 „

S k u p a j ..................................  936 gld. 3 kr.

IV. Sluibeiiim  osebam doloivna plaia.

1. o r g a n is tu    72 gld. — kr.
2. hiänemu zdravniku dr. Dragotinu Bleiweisu naj se letna plaöa 

od 378 gld. na 500 gld. povekäa in s töm njegova proSnja (pred-
loga d ei. zbora it. 43) r e i i ......................................................................  500 „ ,,

3. r a n o c e ln ik u  199 „ 50 „
4. b r iv c u   75 „ 60 „
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5. priäigalcu lam p   50 glcl. 40 kr.
6. c e r k o v n ik u ...........................................................................................................  18 „ 90 „

S k u p a j .......................................  916 gld. 40 kr.

Lotua (>laca za nadzovovalnc oscbe.

a) R e d n a  p l a ö a :

Prvemu n a d p a z n ik u ............................................................................................... 324 gld. — kr.
Drugemu n a d p a zn ik u ..............................................................................................  240 „ — „
8 paznikom po 192 gld  1536 „ —  „
7 paznikom po 168 gld  1176 „ — „

Skupaj 3276 gld. — kr.

b) P r e k o r e d n a  p 1 a ö a :

Stirim pripornoönim paznikom, ako bi jih bilo treba, vsakemu po
151 gld. 20 kr............................................................................................................... 600 „ — „

Skupni z n e s e k ...................................... 3876 gld. — kr.

VI. Prineslti.

V norroalno-Solski z a k l a d ............................................................................................................................ — gld. 52'/2kr.

VII. Corkovno pofrvlti^iiic».

Stroäki za osveöavo kapele, darilno vino i. t. d........................................................................................150 gld. — kr.

VIII. Uraduijülu1, kancclijsltv in ui'in- :

a) D  o 1 o ö e n e :

Letni naöezek (paväal) za kancelijske p o t r e b e ........................................140 gld. — kr.

b) P r e m e n l j i v e :

1. za papir .............................................................................................................  1 „ — „
2. tiskovna in litografiöna d e l a ...................................................................  10 „ — „
3. äolske p o tr e b S ö in e .......................................................................................... 10 „ — „
4. premakljivo b l a g o .......................................................................................... 5 „ — „
5. razliöne drug« uradnijske potrebe  .........................  20 „ — „

S k u p a j ....................................... 186 gld. — kr.

IV. Potrebe za varsitno (mondura in oroije).

1. Kategorijna ali vrstna mondura za 2 nadpaznika in 18 paznikov 1000 gld. — kr.
2. Za strelivo omenjenih paznikov . .......................................... 7 „ — „

S k u p a j ...................................... 1007 gld. — kr.

X. Potrcb^ine za fabriko.

1. Za fabri&ke priprave in reöi   3600 gld. — kr.
2. Za premakljivo b l a g o ......................................................................................100 „ — „
3. Za delalne navrLke p r is ilje n c e v .............................................................  1400 „ — „
4. Odstotki oskrbovalnega o s e b j a .............................................................  90 „ — „
5. P la ö i la ................................................................................................................  520 „ —  „
6. S v e ö a v a ...........................................................................................................  200 „ — „
7. Uradnijske in kancelijske p o t r e b e .......................................................  30 „ — „
8. Posojila na p o v r a ö ilo .............................................................   500 „ — „
9. Izplaöilo v zaklad posilne delalnice oziroma v de^elni zaklad . 3000 „ — „
10. Razliöni i z d a j k i ............................................................................................100 „ — „

S k u p a j ..................................... 9540 gld. —  kr.
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XI. Opravilsko priklade, nagrade In dcnarne poriporc.

1. O prav ilska  p rik lad a  za o s k r b n i k a ................................................................212 gld. 50 k r.
2. R avno tako za ad junk ta  .................................................................................. 175 „ — „
3. N agrada za  2ensko n a d z o r n i c o .......................................................................144 „ —  „
4. P rem enljive n a g r a d e .......................................................................................  400 „ — „
5. P rem enljive denarne p o d p o r e ...................................................................... 200 „ — „

S k u p a j .......................................1131 gld. 50 k r .

II* . Nova zidarska in stavstvcna d t » l a ........................................................................... — gld.   k r .

XIII. Vzdricvanjc obstojeßega poslopja.

1. Vzdrfcevalni s t r o l k i .............................................................................................. 370 gld.___  k r.
2. Z avarovalni s t r o ä k i ............................................................................................... 23 „ __  „
3. Pom etanjc d im nikov ............................................................................................100 „  — „

S k u p a j ..................................  503 gld. — kr.

XIV. Davki.

1. 20prcentna dohodnina od öistih obresti od 106 gld  21 gld. 20 kr.
2. Na zemljis£inem d a v k u   1 >» 34% „

S k u p a j   22 gld. 54 */a kr.

XV. Za prevoznino p r is i ljo n c e v ............................................................................................... — gld. — kr.

XVI. itroSki za oskrbovanje.

1. Za hrano, ako §e ateje 194 prisiljencev   12400 gld. — kr.
2. Zdravila in zdravniSka zapisovanja z d r a v i l ........................................ 500
3. K u r j a v a ...........................................................................................................  600 "
4. S v e ö a v a ...................................................................................................................500
5. Obleka, perilo in posteljnina ..............................................................  2300
6. Pometanje in slama za postelje ...................................................................200 „
7. Premakljivo blago  100 „
8. Bazliöni i z d a j k i   200 „

Skupaj    16800 gld. —  kr.
9. Za oskrbovanje äenstva, ki je  v posilnej delalnici . . . .  2500 „   „

Skupni znesek . . . i i \ \ " ! 1Ü300 gld. — kr.

XVII. Pokojnina (penzija).

Za oskrbnika Janeza 41. M a it i - j a ......................................................................................................  1050 „ __ „

XVIII. Opravnina (provizija).

Za paznikovo vdovo Marijo Sedej .......................................................................  54 „ 75 kr.

XIX. IHiloätina all darov i:

))
)} »
7} 7 )

77  

77  

77  

77

Z a ranocelnikovo vdovo Rozalijo W ascher

Z a siroto Ano Skedl .
H erm ino Skedl 

„  „ Albino Skedl

35 gld. — k r.
126 77 77
40 77 77
40 77 77
40 >) 77

S k u p a j ........................................................281 gld. — k r.

XX. Razli£ni stroS k i...............................................................................................................—
XXI Skupni zm -sek ......................................................................................................  40750 gld. 75 k r.
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H. Äalozltva:
I. Criste obresti.

O breati od zaveznice 81. 2363 v zneaku od 2120 g ld  106 gld. — k r.

II. Zemlji$£inl prinosi.

ZakupSöina od enega z e m l j i i ö a ............................................................................................................  3 gld. — k r.

III. Prinosi fabriäkcga in delalniäkega zavoda in zaslu£ki prisiljencov.

1. T irjavSeina za prodane izdelke in gotova zaloga izdelkov in
b l a g a   4000 gld. — kr.

2. Posebni zasluäki p r ia il je n c e v ............................................   4400 „ —  „
3. P rem akljivo  b l a g o ..................................................................................... 30 „ — „
4. Povraöilo na p o a o j i l i h ...............................................................................  400 „ — „
5. Razliöni p r e je m k i ........................................................................................... — „ —  „

S k u p a j   8830 gld. — k r.

IV. Donoski.

Izplaöilo öistih fabriSkih prineskov  v zaklad posilne d e l a l n i c e ............................................... 3000 gld. — k r.

V. Odäkodnina za oskrbovanjc, ozdravlJovanjo in pogrebSi-ino.

Z a inoatranske p r i s i l j e n c e ........................................................................................................................ 22000 gld. — k r.

VI. Razliöni doliodlti.

Povrjen i s tro ik i in drugi p r i h o d k i ............................................................................................................  400 gld. — k r.
Z nesek  . . 34.339 gld. — kr.

Gledd na potrebSöine pod Stevilko X X I., k i z n a i a j o   40.750 „ 75 „
p rim an jku je  po tem  takem  . 6.411 gld. 75 k r.

k te re  im a poplaöati defcelni zak lad .

D ru g iö : T a  proraöun naj ae vvrati v proraöun deäelnega zaklada, da ae z ozirom na dokazano 
prim anjkavo prim erna zaloga iz deäelnega zaklada dobiva.

Od fiuaii^tioga odsoka.

V Ljubljani 16. oktobra meaeca 1869.

Dr. JSIciwois,
prvomestnik.

Dr. E. II. Costa,
poroüevalec.
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P o r o c i l o
gospodarskega odseka o nasvetu poslanca gosp. Dr. Razlaga 
zarad vzajemne zavarovalnice za kranjsko dezelo za poslopja in 

premakljivo blago zoper skodo ognja.

Slavni dezelni zbor!

V 13. seji de ie lnega  zbora je  dobil gospodarski odaek nasvet poslanca gospoda dr. R a z l a g a  
zarad  vzajem ne zavarovalnice za kran jsko  deäelo za poslopja in prem akljivo blago zoper Skodo ognja v 
pre tres in poroöilo.

G ospodarski odsek je  spoznal, da bi k ran jska  deLela resniöno veliko dobiöka imela, ako bi do- 
bila tako domaöo zavarovalnico, do k tere  bi vsa deLela ali saj veöina n jenih posestnikov polno zaupanje 
imela. Ali stara skuSnja uöi, da previdni posestniki p ri zavarovanji svojin reöi posebno na dvoje gledajo, 
n am reö , da stoji zavarovalnica, p ri k teri svoje reöi zavarujejo, na trdn ih  nogab, in pa da je  letno plaöilo 
m ajhno. T reb a  je  toraj dobro prem iSljevati, ali je  nam mogoöe domaöo zavarovalnico z reöenim a last- 
nostim a ustanoviti ali ne. Z arad  tega misli gospodarski odsek, da naj se to vpraSanje izroöi deäelnem u 
odboru, k teri bo statistiöna data nabiral, se skuSenj drugih deäel poslu iil te r  po prem isliku vsih okoliSöin 
slavnem u deielncm u zboru v prihodnji sesiji poroöal, ali kaLe domaöo zavarovalnico ustanovljevati ali ne. 
N ad a lje  bo defcelni odbor tudi p revdarja l na kak i podlagi bi se dala domaöa zavarovalnica z veöjim vspe- 
hom osnovati, nam reö ali na podlagi silenja ali prostosti, na podlagi vzajem nosti ali pa na kak i drugi naöin.

Iz  reöenega se vidi, da se misli gospodarskega odseka z nasvetom  poslanca gospoda dr. R azlaga
po veöem vjemajo, zatoraj stavi gospodarski odsek soglasno sledeöi nasvet:

Slavni deüelni zbor naj sk le n e :
„D eäelnem u odboru se nalaga ustanovitev sploSne vzajem ne de ie ine  zavarovalnice zoper Skodo

ognja za poslopja in prem akljivo blago v pretres vzeti te r dotiöne predloge deielnem u zboru v prihod-
njem  zasedanji staviti.“

V L jubljani 17. oktobra 1869.

Od gospodarskega odseka.

Dr. Eiovro Toman,
prvomsetnik.

Lovro Pintar,
poroievalec.
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P orocilo  v sta v n eg a  odseka
zarad

prenaredbe §  4  dezelnega reda.

Slavni dezelni zbor!

Ustavrii odsek je  dobil nalogo p retresti nasvet, naj bi se prenaredil § 4. deäelnega reda  in po- 
tem  g lasil: „Defcelni zbor, da ga potera vodi, voli iz svoje sredine deäelnega poglavarja in njegovega
nam estn ika.“

V eöina ustavnega odseka, v kterem  se je  g. poslanec D r. LI. K altenegger zdräal glasovanja, ' 
se sk lada z liberalnim  v gorajnem  nasvetu izreöenim  naöelom in to tem veö, k er je  ravno ta volitev stara

Sravica K ran jske  deäele, k a r  tudi nahajam o v mestnem in ob enem  deSelnem zboru T rLaäkem , potem v 
riavnem  zboru; ako bi tedaj pri5lo do posvetovanja v zbornici, b i se bilo tem u nasvetu dodalo, da se 

im a izvoljeni deäelni glavar, k e r  je  postavno tudi naöelnik d e ie ln eg a  odbora, ki ima izvrSilno oblast, pred- 
lo iiti N jegovem u veliöestvu cesarju  v potrjenje, kako r je  to tud i postavno izreöeno zastran iupanov  ve- 
öih m est.

K er pa je  naspro tna stranka tega slavnega zbora naznanila, da se noöe v de le iiti p retresovanja 
in sklepanja o omenjenem nasvetu, torej naj sklene slavni defcelni zbor, da se na nasvet zastran  prena- 
aedbe § 4. de ie lnega  reda preide na dnevni red .

V Ljubljani dne 18. vinotoka 1869.

Etaiiniliar,
prvomestnikov namestovalec.

Dr. Razlag,
poro5evalec.



Priloga 99. 3 6 3

Sporocilo solskega odbora
zarad ucnega jezika v solah in zarad pravoznanstvene akademije 

ali vseucilisca.

Slavni dezelni zbor!

V 13. in  14. seji deLelnega zbora je  Solski odbor p re je l sledeöe predloge v p re v d a re k :
a) postavo zastran  uönega jezika v  jav n ih  lju d sk ih S o lah  in y Solah za uöiteljske pripravnike,
b ) p red log  zarad  vpeljave uönega je z ik a  v gim nazije,
c) p redlog zarad  naprave pravoznanstvene akadem ije v L jub ljan i s slovenskim  jezikom , po okol-

Söinah pa  zarad  uatanovitve slovenskega vseuöiliSöa.
G lede na  to, da  o teh  predlogih so bile obSirne razprave Le leta 1866., 1867. in 1868. (glej 

Stenograf, zapisnike) m isli odbor, da bilo bi odveö dokazovati iznova p o t r e b o ,  da se v Solah na 
K ran jskem  izuöi slovenski —  narodni — je z ik  tako popolnom a, da rab i vsem stanovom v  vseh poslih 
jav n eg a  Livljenja.

K er neo v riljiv i tej potrebi ölen 19. osnovne postave o sploSnih dräavljansk ih  pravicah dodaja 
slovenskem u narodu  tud i p r a v i c o ,  da se m u v Solah ponudi popolna p rilika  uöiti se razliönih ved in 
znanstev  v svojem jez ik u , tedaj bi Solski odbor lahko prav  na k ra tk o  svetoval, naj slavni deLelni zbor 
p ritrd i vsem  predlogom , k i j ih  je  sliSal v  seji 13. in 14.

Al tako  n a  k ra tk o  ni hotel odbor reSiti vaLnega svojega naloga, da ne bi se m u oöitalo, da
v id i le principe, k i so izreöeni v §. 19. om enjene postave, a da ne vidi druzih postav.

Po takem  tedaj ni smel p rez ira ti vpraS an ja : ali im a d e L e l n i  z b o r  pravico snovati postavo 
zarad  uönega je z ik a  v Solah, in  ali ni s v o b o d n e j S e  postopanje to, da se deLelnemu Solskemu sve- 
tovalstvu po zasliSanji dotiönih ohöin p repusti odloöba uönega je z ik a ?

T reb a  tedaj vse to bolj na  drobno prevdariti.
K a r se tiöe veökra t im enovanega §. 19., izreku je  on le naöclo (princip), al izvrSilo tega  naöela 

spada brez ugovora v  podroöje deLelnim zborom , k a jti litt, m  §. 11. osnovne postavo za  drLavni zästop 
od 21. decem bra 1867. pridrLuje drLavnemu zboru izdelovanje le tistih  izvrSilnih postav, k i so v tej

Sostavi izrekom a njem u pridrLane, izdelovanje vseh ostalih pa spada po §. 12. te  postave v  podroöje 
e ie ln im  zborom . P r i  §. 19. osnovne postave o sploSnih dräav liansk ih  pravicah p a n ire ö e n o , da je izvrSilo 

onega naöela p rid rzano  drLavnemu zboru, tedaj ne m ore b iti p rav d a  o tem , da spada v  podroöje 
deLelnim zborom .

D alje  se m ora tukaj v  p rev d arek  vzeti §. 6. one dräavne postave, k te ra  ustanovlja n a ö e l a  
j a v n i m  l j u d s k i m  S o l a m  (G rundsätze für öffentliche V olksschulen). K dor v  tem  §. ne ceni besed : 
„ innerhalb  der G esetze“ , bode m islil, da  samo deSelnemu Solskemu svetovalstvu po razgovoru z oböinami, 
k i zdräujejo  ljudske Sole, grö odloöba uönega je z ik a ; —  al k d o r ne p rez ira  vaLnih b e se d i: „ innerhalb  
d er G esetze“ v  om enjenem  §. 6. in k d o r bere  spis, k i ga je  c. k . m inisterstvo pod naslovom „B egründung 
des E ntw urfes eines G esetzes, durch  w elches die G rundsätze des U nterrichtsw esens bezüglich der V olks­
schulen festgestellt w erden“ , najdel bode v  njem  ja sn i kom entär om enjenih besedi k  §. 6. „ innerhalb  d er 
G esetze“ , k i se tako  g lasijo : „ In  einigen L ändern  sind die Bestim m ungen über die U nterrich tssprache 
durch  ein Landesgesetz geregelt, so z. B. in  Galizien und Böhm en. I n s o f e r n e  d i e s s  n i c h t  a u c h  
i n  a n d e r e n  L ä n d e r n  e i n t r e t e n  w i r d ,  haben naturgem äss diejenigen, w elche die Schule erhalten  
das R echt, bei Bestim m ung der U nterrich tssprache in m assgebender W eise m itzusprechen“ . — V  sm islu 
p o s t a v e  je  tedaj, da tud i deLelni zbor odloöi uöni jezik  v ljudsk ih  Solah.

D rugem u gori postavljenem u vpraS an ju : ali ni svobodnejSe miSlenje, da o odloöbi uönega jez ika  
im ajo tud i o b ö i n e  bcsedo? se p a  dd po pravici naspro ti stav iti tö, da se avtonom ija oböin tudi sicer ne 
izvrSuje tako, da bi se jim  prepulöalo  odloöevati n a u k e ,  k i naj se v ljudsk i Soli uöijo, —  da nim ajo 
oblasti odloöevati, s kolikim i leti m orajo otroci zaöeti v Solo hoditi itd. In  saj j e  naposled to, da je v 
ljudsk ih  Solah m atern i je z ik  uöni jez ik  tako  n a r a v s k o  in  po vsem  svetu tako navadno, da b i öudno 
bilo, ako bi na  K ran jskem  se postopalo drugaöe.

Ce pa  tudi m ed slovenskim  narodom  na K ran jskem  cel6 malo Nemcey Liyi, se vendar v pri- 
loLeni postavi za ljudske Sole in  v predlogu zarad  gimnazij tudi na N em ce ozir jem lje, da se zadostu je 
ölenu 19. osnovne postave, k te ri v  3. alineji veleva, da se iavne Sole napravijo  tako , da se v sak  narod 
v  svojem  jez ik u  om ikuje brez sile, da b i se m oral uöiti k ak eg a  druzega jezika, k te ri se govori v dezeli.
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Veljavo p rislov ice : „k o liko r jczikov znas, za toliko Ijudi ve ljas“ priznavajo  tudi zagovorniki 
ravnopravnosti je z ik a  slovenskega in noöejo izkljuöiti nem skega iz tacih  Sol, v k te rib  je  na pravem  
m estu, in  zato ne nasprotujejo  tem u, da se v m nogorazrednih ljudsk ih  Solah uöenje nemSkega jezika 
vvrsti m ed predm ete v iiih  dveh razredov ljudake sole. lato  to veljä  tud i v Soli za uöiteljake prip ravn ike, 
v k te ri uöni je z ik  m ora biti slovenski zato, da so prihodnji uöitelji popolnom a spoaobni avojmu poklicu, 
a l tud i v tej Soli naj bode uöenje nemSkega jezika obligaten predm et.

D a  pa  se uradnikom  cesarskim  in deäelnim , advokatom  in notarjem  mogoöa naredi rab a  slo­
venskega je z ik a  v njihovih sluäbenih opravilih, treb a  je , da se ravnopravnosti jez ik a  slovenskega odpre pot 
tud i v viSa uöiliSöa. P rizna la  je  v lada sam a to ze leta 1848., k i je  osnovala ta k ra t Le dve uöilnici pravo- 
slovni v L jub ljan i. VseuciliSöe s slovenskim  jezikom  za  narod, ki äteje öez m ilijon stanovalcev, je  gotovo 
le tir ja tev  pravice. A ko tedaj v  A ustriji ne obveljä princip pravoznanstvenih  akadem ij, je  zahteva popol­
nom a opraviöena, da se zaöne snovati slovensko vseuöiliSöe z napravo fakultete juridiöne in  filosofiöne. 

Po vsem  tedaj Solaki odbor nasvetu je :
S lavni deLelni zbor naj sk lene:

1. PriloLeni naört Solake postave naj se potrdi.
2. V isoka c. k . deäelna v lada se prosi, da

a) se v gim nazije na K ranjskem  vpelje slovenski jezik  za uöni jezik, in v  L jub ljan i naj se
za  Nemce napravijo  nemSki paraleln i ra z re d i;

b) ako so v  odpisu gospoda m in istra  za n au k  in bogoöaatje od 10. m arca 1869. leta St. 21/Pr. 
zarad  pravoznanstvenih  akadem ij om enjene obravnave Le dognane, naj visoka c. k r. v lada  
p red  prihodnji d riav n i zbor prinese naört postave, kako  naj se v L jub ljan i nap rav i a k a ­
demij a za pravoznanatvo s slovenskim  uönim jezikom , — ako pa  se tak e  akadem ije v
A vstriji ne da jo osnovati, naj se ustanovitev slovenskega vaeuöiiiSöa v L jub ljan i priöne 
z oanovo jn rid iöne in  fllozofiöne iakulte te .

V  L j u b l j a n i  dne 18. oktobra 1869.

Dr. E. H. Costa,
prvom estnik.

Dr. Jan. Bleiweis,
poroäevalec.

Postava
od

veljavna za vojvodstvo Kranjsko
zarad  uönega jezika v jav n ih  ljudakih Solah in v 

Solah za uöiteljske pripravnike.

8  p ritrjen jem  defcelnega zbora M ojega vojvodatva 
K ran jskega ukazujem  zaatran  jav n ih  ljudsk ih  Sol, 
to je  ta k ih , k i jib  vzdrLuje drLava, d e ie la  ali oböina, 
— in zastran  Sol za uöiteljske p rip ravn ike  tak o -le :

§. 1.
Po vseh ljudsk ih  Solah na K ran jskem  je uöni 

jez ik  s lo v en sk i, samo v nemSkih oböinah na Ko- 
öevskem  in v W eissenfelsu je  uöni je z ik  nem ski.

§. 2.
V L jub ljan i se pri teh Solah napravijo  riemSki 

paraleln i razred i ali pa  nem ske sam oatojne Sole.

§. 3.

V Solah za uöiteljske prip ravn ike  je uöni jezik 
slovenski.

§. 4.
M iniatru za nauk in bogoöaatje nalaga ae izvrSilo 

te  postave.

vom
E r s e t z

w irksam  fü r  d a s  H erzogthrrm  K r a m
betreffend die Unterrichtssprache in den öffentlichen Volksschulen 

und der Lehrerbildungsanstalten.

M it Zustimmung des Landtages M eines Herzogthums 
Krain ordne Ich in Betreff der öffentlichen Volksschulen, das 
ist derjenigen, welche vom S ta a te , dem Lande oder Gemeinde 
erhalten werden, dann in Betreff der Lehrerbildungsanstalten 
a n , wie fo lg t:

§• 1.
I »  allen Volksschulen Krains ist die flovenifche Sprache 

die Unterrichtssprache, nur iu jenen der deutschen Gemeinden 
Gottschee's und iu Weißenfels ist die deutsche Sprache Un­
terrichtssprache.

§• 2 .

Z" Laibach werden an diesen Schulen für Deutsche 
Paralellklassen oder aber selbstständige deutsche Schulen errichtet

§• 3.

An den Lehrerbildungsanstalten ist die flovenifche Sprache 
Unterrichtssprache.

§. 4.

D er M inister für Unterricht und Cultns ist mit dem 
Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt.
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Rerichl Des «ftiiaiiä - flusfefjufles
über den

Rechnungsabschluss des hämischen Kandesfondes und seiner Bnbfande 
für das Jahr 1868.

Hoher Landtag!

D er Finanzausschuß hat die in der 6. Landtagssttzung ihm zur Vorprüfung und Antragstellung zugewieseneu 
Rechnungsabschlüsse deS Landesfondes mit seinen Subfonden einschließlich den Domestikalsond für das Jah r 1 8 6 8  einer 
eingehenden Prüfung unterzogen und hiebei insbesonders seine Aufmerksamkeit der Erörterung der Frage, ob die Differenzen 
zwischen den Ansätzen des Prälim inares und den wirklichen Erfolgen gerechtfertigt! seien, zugewendet. Z u diesem Behufe 
wurden namentlich in jenen Rubriken wo die Einnahmen hinter dem präliminirten Ansätze zurückgeblieben, oder die A u s­
gabe der Vorschreibung überschritten haben aus den Spezialausweisen die nöthige Inform ation eingeholt. Hieher gehören:

A. I n  den Einnahmen.
1) Beim  Landesfonde ergab sich wegen der bedeutenden Steuerabschreibungen auch in dem Erträgnisse der 

Landesumlage ein A usfall von 1 9 .3 8 6  fl. 5 5  kr., wogegen die Krankenverpflegskosten-Ersätze um 5 1 6  fl. 8 8  kr. mehr 
ertrugen als präliminirt war, auch gingen nachträglich die Besoldungsbeiträge des GrundentlastungsfondeS pro 1 8 6 7  mit 
4 8 5 8  fl. 16 kr., und Rechnungsersätze im Betrage von 7 3 0  fl. 2 5 */2 kr. ein , wodurch sich der Minderertrag der E in ­
nahmen des Landesfondes herausstellt m i t . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 3 .3 0 5  fl. 5 6 ' / ,  kr.

2) Beim Findelhausfonde waren die Berpflegskosten - Vergütungen mit zu Grundelegung cineS dreijährigen 
Durchschnittes erfolglos 3 6 2  fl. 6 9 ' / ,  kr. zu hoch präliminirt worden, wogegen in der Aufnahmslaxe der Findlinge eine 
Mehreinnahme von 5 fl. 2 0  kr. erzielt wurde, daher sich die geringere Einnahme dieses Fondes ergiebt mit 3 5 6  fl. 8 9  ' / ,  kr.

B. I n  den Ausgaben.
3) D ie  bei dem Landesfonde ausgewiesenen M ehrausgaben entfallen auf die Berwaltungsauslagen mit

1 5 .7 2 2  fl. 1 5 ' / ,  kr. , wovon die den Domestikal- und Grunventlastungsfond präliminarmäßig treffende Tangente pr. 
1 2 .3 3 9  fl. 5 0 . kr. vom LandeSfonde getragen wurde; die hieher gehörigen Landtagsauslagen im Betrage von 9 8 0 0  fl. 41  kr. 
haben das Präliminare um 2 1 2 1  fl. 6 6 . kr. überschritten. D ie KrankenverpflegSkosten-Ersätze betrugen um 2 6 .1 1 9  fl. 76  kr. 
mehr, weil außerordentlich große Berpflegskostenansprüche von S e ite  des Triester S p ita ls  geltend gemacht wurden. Eine 
weitere Mehrausgabe von 6 6 1 2  fl. 2 0  kr. bezieht sich auf die im I .  1 8 6 7  im S p ita l bewirkte, vom H. Landtag in der 
Sitzung am 20 . Oktober 1 8 6 8  genehmigten Umbauten. I n  der Rubrik der verschiedenen Auslagen mit der Uebersckrei- 
rung von 1 3 .7 5 0  fl. 75  kr. entfällt auf baare Rückvergütungen der Landesumlagen der Betrag von 1 2 .8 8 2  fl. 75  kr. 
Hingegen fanden M inderausgaben in folgenden Rubriken statt: für die S a n itä t 1925  fl. 21 kr., für Schub 1 6 8 0  fl,,
für Vorspann 1596  fl. 9 7 ' / ,  kr., an Subventionen für Straßenbauten 5 1 2 2  fl. 4 4  kr. E s  hat demnach in der G e-
sammtausgabe des Landesfondes ein Mehraufwand stattgefunden v o n . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 1 .5 1 7  fl. 3 3  kr.

4 )  I n  dem Domestikalfonde machten die Herstellungen in der Wohnung des Landesches's im LandhauSge-
bäude eine Mehrausgabe von 988  fl. 56  kr., in dem Bnrggebäude die Adaptirung der Lokalitäten der Landeskassa eine 
M ehrausgabe von 1 4 4 0  fl, 27  kr. nothwendig, wogegen bei den Erhaltungskosten der übrigen landschaftlichen Gebäude 
der Erfolg unter dem Präliminare geblieben ist, woruach sich in der gedachten Rubrik blos eine Ueberschreitung von 
1 3 5 3  fl. 68  kr, ergiebt. D ie  Ucberschreitungcn in der Rubrik der Am ts- und Kanzleiersordernisie mit 5 9 0  fl. 82  kr. sind in 
Folge der Einrichtung der LandeSkasse entstanden, und beziehen sich auf Beistellung von Papier und Kanzleimaterialien. 
Lithografien Druckkosten, Buchbinderarbeiten, Amtsrequisiten und Einrichtung. I m  Ganzen beträgt die Präliminarüber­
schreitung des Domestikalfondes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 8 9 3  fl. 4 6 ' / ,  kr.

5 )  Beim  Jrrenhausfonde ist die Ueberschreitung im Betrage von 3 1 8 0  fl. 5 7 ' / ,  kr. den höher» Verpflegsge- 
bühren und dem Zuwachse von Irren  zuzuschreiben.

6 )  I n  dem Kraukenhausfonbe weist die Rubrik der Regiekosten eine M ehrausgabe von 6 7 7 5  fl. 5 4 ' / ,  kr. 
aus, wovon 4 1 4 7  fl, 95  kr. auf die Medikamente, welche in Folge der seit 1. Oktober eingeführten R egie aus dem 
Krankenhausfonde bestritten werden, und 2 2 1 1  fl. auf die Verpflegskosten-Vergütungen an die barmherzigen Schwestern in 
Folge des größeren Krankenstandes entfallen.
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Bezüglich der übrigen Differenzen wird sich auf die in der Hauptübersicht der Landtagsvorlage N r. 2 2  
enthaltener Anmerkungen bezogen.

Indem  der Finanzausschuß gegen die ausgewiesenen Präliminarüberschreitungen keine Einwendung zu erheben 
findet, so wird der Antrag gestellt:

D er h. Landtag wolle beschließen:
1) D er Rechnungsabschluß des LandeSfondeS und seiner Subfonde für das Zahr 1 8 6 8  werde bezüglich der 

Kafsabarung nach den in der Hauptübersicht der LandtagSvorlage N r. 2 2  fpezisizirten Gefammteinnahme pr. 4 5 8 .3 0 3  fl. 3 3  kr.
und in der daselbst detaillirten Gesammtausgaben pr.  ..................................................................   4 6 3 .2 8 7  „ 6 0  „
mit dem Pasivrückstande pr. . . .  ...................................................   4 9 8 4  fl. 2 7  kr.
genehmiget.

2 )  Der nach diesem RechnungSabschlnsie mit Ende Dezember 1 8 6 8  sich herausstellende Vermögensstand wird 
nach den daselbst enthaltenen Hauptübersichten

a ) mit der schließlich-» Kassabarschast pr  6 6 5 2  fl. 8 0  kr.
b )  mit den reinen Passivrückständen pr  9 1 1 3  „ 11  „
c) mit Aktivkapitalien, respektive Obligationen im Nennwerthe pr..................................  2 9 4 .9 1 6  „  1 5  „
d) mit dem Geldwerthe der Realitäten und Znventarialgegenstände pr  3 5 3 .7 4 2  „  9 9  „

sohin mit dem reinen gefammten Aktivermögensstande pr  6 4 6 .1 9 8  „ 8 3  „
zur Kenntniß genommen.

e) D er LandeSauSschuß wird beauftragt künftighin mit den RechnungSabschlüsien des LandesfondeS und feiner 
Subfonde auch die Inventarien der bezüglichen Fonde in Vorlage zu bringen.

L a i b a c h  am 18 . Oktober 1 8 6 9 .

Dr. I .  Bleiweis,
Obmann.

K .  D e s c h m a n n ,
Berichterstatter.


